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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Novellierung des Verwaltungszustellungsrechts

A. Problem und Ziel
Für die Verwendung elektronischer Medien im Rechtsverkehr haben auf dem
Gebiet des materiellen Zivilrechts das Gesetz zur Anpassung der Formvorschrif-
ten des Privatrechts und anderer Vorschriften an den modernen Rechtsgeschäfts-
verkehr vom 13. Juli 2001 (BGBl. I S. 1542), auf dem Gebiet des Zivilprozess-
rechts das Zustellungsreformgesetz vom 25. Juni 2001 (BGBl. I S. 1206) und auf
dem Gebiet des Verwaltungsverfahrensrechts das Dritte Gesetz zur Änderung
verwaltungsverfahrensrechtlicher Vorschriften vom 21. August 2002 (BGBl. I
S. 3322) die gesetzlichen Vorkehrungen getroffen. Mit der Neufassung des Ver-
waltungszustellungsgesetzes soll eine Anpassung an das durch das Zustellungs-
reformgesetz umfassend reformierte Zustellungsrecht in gerichtlichen Verfahren
und an das durch das Dritte Gesetz zur Änderung verwaltungsverfahrensrecht-
licher Vorschriften modernisierte Verwaltungsverfahrensrecht vorgenommen
werden. Mit diesem Vorhaben aus der „Initiative Bürokratieabbau“ der Bundes-
regierung werden auch die Rechtsgrundlagen für die Zustellung elektronischer
Dokumente in der Verwaltung geschaffen.

B. Lösung
Das Verwaltungszustellungsrecht wird für die Möglichkeiten der Zustellung
elektronischer Dokumente auf der Basis qualifizierter elektronischer Signaturen
geöffnet. Die qualifizierte elektronische Signatur entspricht den Authentizitäts-
anforderungen, die im Rahmen der Förmlichkeit einer Zustellung geboten sind.
Der Gesetzentwurf enthält die hierzu notwendigen Maßgaben und Anpassun-
gen.

C. Alternativen
Keine

D. Kosten der öffentlichen Haushalte
Durch die Novellierung des Verwaltungszustellungsrechts selbst entstehen keine
Kosten, da lediglich die Rechtsgrundlage für die Zustellung elektronischer
Dokumente geschaffen wird. Erst in der Folge der Entscheidung der Behörde,
die Zustellung durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments vorzuneh-
men, können Kosten für die Anschaffung der erforderlichen Hard- und Software
entstehen. Mit der zunehmenden Verbreitung der Nutzung elektronischer Unter-
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schriften im Rahmen des „Bündnisses für elektronische Signaturen“ sind jedoch
langfristig Einsparungen, insbesondere bei Raum-, Personal-, Papier-, Porto-
und Versandkosten zu erwarten, die diese Anfangskosten kompensieren.

E. Sonstige Kosten
Für die Bürger können Kosten nur entstehen, wenn sie für die Übermittlung
elektronischer Dokumente einen Zugang eröffnen. Ein rechtlicher oder tatsäch-
licher Zwang zur Schaffung der Voraussetzungen für eine moderne elektroni-
sche Kommunikation entsteht nicht. Kosten für soziale Sicherungssysteme wer-
den nicht erwartet. Auswirkungen auf Einzelpreise, das allgemeine Preisniveau,
insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. Der Ent-
wurf hat auch keine gleichstellungspolitischen Auswirkungen.
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Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes zur Novellierung des Verwaltungszustellungsrechts

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG)

§ 1
Anwendungsbereich

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für das Zustel-
lungsverfahren der Bundesbehörden, der bundesunmittelba-
ren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentli-
chen Rechts und der Landesfinanzbehörden.

(2) Zugestellt wird, soweit dies durch Rechtsvorschrift
oder behördliche Anordnung bestimmt ist.

§ 2
Allgemeines

(1) Zustellung ist die Übermittlung eines schriftlichen
oder elektronischen Dokuments in der in diesem Gesetz
bestimmten Form.

(2) Die Zustellung wird durch einen Erbringer von Post-
dienstleistungen oder durch die Behörde ausgeführt. Dane-
ben gelten die in den §§ 9 und 10 geregelten Sonderarten der
Zustellung.

(3) Die Behörde hat die Wahl zwischen den einzelnen Zu-
stellungsarten.

§ 3
Zustellung durch die Post mit Zustellungsurkunde
(1) Soll durch die Post mit Zustellungsurkunde zugestellt

werden, übergibt die Behörde der Post den Zustellungsauf-
trag, das zuzustellende Dokument in einem verschlossenen
Umschlag und einen vorbereiteten Vordruck einer Zustel-
lungsurkunde.

(2) Für die Ausführung der Zustellung gelten die §§ 177
bis 182 der Zivilprozessordnung entsprechend. Im Fall des
§ 181 Abs. 1 der Zivilprozessordnung kann das zuzustellen-
de Dokument am Ort der Zustellung oder bei einer von der
Post dafür bestimmten Stelle am Ort des Amtsgerichts, in
dessen Bezirk der Ort der Zustellung liegt, niedergelegt wer-
den. Die Niederlegung ist auch bei der Behörde möglich, die
den Zustellungsauftrag erteilt hat, wenn diese Behörde ihren
Sitz am Ort der Zustellung oder am Ort des Amtsgerichts hat,
in dessen Bezirk der Ort der Zustellung liegt. Für die Zustel-
lungsurkunde, den Zustellungsauftrag, den verschlossenen
Umschlag nach Absatz 1 und die schriftliche Mitteilung nach
§ 181 Abs. 1 Satz 2 der Zivilprozessordnung sind die Vordru-
cke nach der Zustellungsvordruckverordnung zu verwenden.

§ 4
Zustellung durch die Post mittels Einschreiben

(1) Ein Dokument kann durch die Post mittels Einschrei-
ben durch Übergabe oder mittels Einschreiben mit Rück-
schein zugestellt werden.

(2) Zum Nachweis der Zustellung genügt der Rückschein.
Im Übrigen gilt das Dokument am dritten Tag nach der Auf-
gabe zur Post als zugestellt, es sei denn, dass es nicht oder zu
einem späteren Zeitpunkt zugegangen ist. Im Zweifel hat die
Behörde den Zugang und dessen Zeitpunkt nachzuweisen.
Der Tag der Aufgabe zur Post ist in den Akten zu vermerken.

§ 5
Zustellung durch die Behörde gegen Empfangsbekenntnis

(1) Bei der Zustellung durch die Behörde händigt der zu-
stellende Bedienstete das Dokument dem Empfänger in
einem verschlossenem Umschlag aus. Das Dokument kann
auch offen ausgehändigt werden, wenn keine schutzwürdi-
gen Interessen des Empfängers entgegenstehen. Der Emp-
fänger hat ein mit dem Datum der Aushändigung versehenes
Empfangsbekenntnis zu unterschreiben. Der Bedienstete
vermerkt das Datum der Zustellung auf dem Umschlag des
auszuhändigenden Dokumentes oder bei offener Aushändi-
gung auf dem Dokument selbst.

(2) Die §§ 177 bis 181 der Zivilprozessordnung sind an-
zuwenden. Zum Nachweis der Zustellung ist in den Akten zu
vermerken:
1. im Fall der Ersatzzustellung in der Wohnung, in Ge-

schäftsräumen und Einrichtungen nach § 178 der Zivil-
prozessordnung der Grund, der diese Art der Zustellung
rechtfertigt,

2. im Fall der Zustellung bei verweigerter Annahme nach
§ 179 der Zivilprozessordnung, wer die Annahme ver-
weigert hat und dass das Dokument am Ort der Zustel-
lung zurückgelassen oder an den Absender zurückge-
sandt wurde sowie der Zeitpunkt und der Ort der
verweigerten Annahme,

3. in den Fällen der Ersatzzustellung nach den §§ 180 und
181 der Zivilprozessordnung der Grund der Ersatzzustel-
lung sowie, wann und wo das Dokument in einen Brief-
kasten eingelegt oder sonst niedergelegt und in welcher
Weise die Niederlegung schriftlich mitgeteilt wurde.

Im Fall des § 181 Abs. 1 der Zivilprozessordnung kann das
zuzustellende Dokument bei der Behörde, die den Zustel-
lungsauftrag erteilt hat, niedergelegt werden, wenn diese Be-
hörde ihren Sitz am Ort der Zustellung oder am Ort des Amts-
gerichts hat, in dessen Bezirk der Ort der Zustellung liegt.

(3) Zur Nachtzeit, an Sonntagen und allgemeinen Feierta-
gen darf nach Absatz 1 und 2 im Inland nur mit schriftlicher
oder elektronischer Erlaubnis des Behördenleiters zugestellt
werden. Die Nachtzeit umfasst die Stunden von 21 bis 6 Uhr.
Die Erlaubnis ist bei der Zustellung abschriftlich mitzuteilen.
Eine Zustellung, bei der diese Vorschriften nicht beachtet
sind, ist wirksam, wenn die Annahme nicht verweigert wird.

(4) Das Dokument kann an Behörden, Körperschaften,
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, an Rechts-
anwälte, Patentanwälte, Notare, Steuerberater, Steuerbevoll-
mächtigte, Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer, Steuer-
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beratungsgesellschaften, Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
und Buchprüfungsgesellschaften auch auf andere Weise,
auch elektronisch, gegen Empfangsbekenntnis zugestellt
werden. Zum Nachweis der Zustellung genügt das mit
Datum und Unterschrift versehene Empfangsbekenntnis, das
an die Behörde zurückzusenden ist.

(5) Ein elektronisches Dokument kann im Übrigen unbe-
schadet des Absatzes 4 elektronisch zugestellt werden, soweit
der Empfänger hierfür einen Zugang eröffnet. Das Dokument
ist mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem
Signaturgesetz zu versehen. Zum Nachweis der Zustellung
genügt das mit Datum und Unterschrift versehene Empfangs-
bekenntnis, das an die Behörde zurückzusenden ist.

§ 6
Zustellung an gesetzliche Vertreter

(1) Bei Geschäftsunfähigen oder beschränkt Geschäfts-
fähigen ist an ihre gesetzlichen Vertreter zuzustellen. Glei-
ches gilt bei Personen, für die ein Betreuer bestellt ist, soweit
der Aufgabenkreis des Betreuers reicht.

(2) Bei Behörden wird an den Behördenleiter, bei juristi-
schen Personen, nicht rechtsfähigen Personenvereinigungen
und Zweckvermögen an ihre gesetzlichen Vertreter zuge-
stellt. § 34 Abs. 2 der Abgabenordnung bleibt unberührt.

(3) Bei mehreren gesetzlichen Vertretern oder Behörden-
leitern genügt die Zustellung an einen von ihnen.

(4) Der zustellende Bedienstete braucht nicht zu prüfen,
ob die Anschrift den Vorschriften der Absätze 1 bis 3 ent-
spricht.

§ 7
Zustellung an Bevollmächtigte

(1) Zustellungen können an den allgemeinen oder für be-
stimmte Angelegenheiten bestellten Bevollmächtigten ge-
richtet werden. Sie sind an ihn zu richten, wenn er schriftli-
che Vollmacht vorgelegt hat. Ist ein Bevollmächtigter für
mehrere Beteiligte bestellt, so genügt die Zustellung eines
Dokuments an ihn für alle Beteiligten.

(2) Einem Zustellungsbevollmächtigten mehrerer Betei-
ligter sind so viele Ausfertigungen oder Abschriften zuzu-
stellen, als Beteiligte vorhanden sind.

(3) Auf § 180 Abs. 2 der Abgabenordnung beruhende Re-
gelungen und § 183 der Abgabenordnung bleiben unberührt.

§ 8
Heilung von Zustellungsmängeln

Lässt sich die formgerechte Zustellung eines Dokuments
nicht nachweisen oder ist es unter Verletzung zwingender
Zustellungsvorschriften zugegangen, gilt es als in dem Zeit-
punkt zugestellt, in dem es dem Empfangsberechtigten tat-
sächlich zugegangen ist, im Fall des § 5 Abs. 5 in dem Zeit-
punkt, in dem der Empfänger das Empfangsbekenntnis
zurückgesendet hat.

§ 9
Zustellung im Ausland

(1) Eine Zustellung im Ausland erfolgt

1. durch Einschreiben mit Rückschein, soweit die Zustel-
lung von Dokumenten unmittelbar durch die Post völker-
rechtlich zulässig ist,

2. auf Ersuchen der Behörde durch die Behörden des frem-
den Staates oder durch die zuständige diplomatische oder
konsularische Vertretung der Bundesrepublik Deutsch-
land,

3. auf Ersuchen der Behörde durch das Auswärtige Amt an
eine Person, die das Recht der Immunität genießt und zu
einer Vertretung der Bundesrepublik Deutschland im
Ausland gehört, sowie an Familienangehörige einer sol-
chen Person, wenn diese das Recht der Immunität genie-
ßen, oder

4. durch Übermittlung elektronischer Dokumente nach § 5
Abs. 5, soweit dies völkerrechtlich zulässig ist.
(2) Zum Nachweis der Zustellung nach Absatz 1 Nr. 1

genügt der Rückschein. Die Zustellung nach Absatz 1 Nr. 2
und 3 wird durch das Zeugnis der ersuchten Behörde nach-
gewiesen. Zum Nachweis der Zustellung gemäß Absatz 1
Nr. 4 genügt das Empfangsbekenntnis nach § 5 Abs. 5
Satz 3.

(3) Die Behörde kann bei der Zustellung nach Absatz 1
Nr. 2 und 3 anordnen, dass die Person, an die zugestellt wer-
den soll, innerhalb einer angemessenen Frist einen Zustel-
lungsbevollmächtigten benennt, der im Inland wohnt oder
dort einen Geschäftsraum hat. Wird kein Zustellungsbevoll-
mächtigter benannt, können spätere Zustellungen bis zur
nachträglichen Benennung dadurch bewirkt werden, dass das
Dokument unter der Anschrift der Person, an die zugestellt
werden soll, zur Post gegeben wird. Das Dokument gilt am
siebenten Tag nach Aufgabe zur Post als zugestellt, wenn
nicht feststeht, dass es den Empfänger nicht oder zu einem
späteren Zeitpunkt erreicht hat. Die Behörde kann eine län-
gere Frist bestimmen. In der Anordnung nach Satz 1 ist auf
diese Rechtsfolgen hinzuweisen. Zum Nachweis der Zustel-
lung ist in den Akten zu vermerken, zu welcher Zeit und un-
ter welcher Anschrift das Dokument zur Post gegeben wurde.

§ 10
Öffentliche Zustellung

(1) Die Zustellung kann durch öffentliche Bekanntma-
chung erfolgen, wenn
1. der Aufenthaltsort des Empfängers unbekannt ist,
2. eine Zustellung an einen Vertreter oder Zustellungsbe-

vollmächtigten nicht möglich ist oder
3. im Fall des § 9 nicht möglich ist oder keinen Erfolg ver-

spricht.
Die Anordnung über die öffentliche Zustellung trifft ein
zeichnungsberechtigter Bediensteter.

(2) Die öffentliche Zustellung erfolgt durch Bekannt-
machung einer Benachrichtigung an der Stelle, die von der
Behörde hierfür allgemein bestimmt ist, oder durch Veröf-
fentlichung einer Benachrichtigung im Bundesanzeiger oder
im elektronischen Bundesanzeiger. Die Benachrichtigung
muss
1. die Behörde, für die zugestellt wird,
2. den Namen und die letzte bekannte Anschrift des Zustel-

lungsadressaten,
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3. das Datum und das Aktenzeichen des Dokuments sowie

4. die Stelle, wo das Dokument eingesehen werden kann,

erkennen lassen.

Die Benachrichtigung muss den Hinweis enthalten, dass das
Dokument öffentlich zugestellt wird und Fristen in Gang
gesetzt werden können, nach deren Ablauf Rechtsverluste
drohen können. Bei der Zustellung einer Ladung muss die
Benachrichtigung den Hinweis enthalten, dass das Doku-
ment eine Ladung zu einem Termin enthält, dessen Versäu-
mung Rechtsnachteile zur Folge haben kann. In den Akten
ist zu vermerken, wann und wie die Benachrichtigung be-
kannt gemacht wurde. Das Dokument gilt als zugestellt,
wenn seit dem Tag der Bekanntmachung der Benachrichti-
gung zwei Wochen vergangen sind.

Artikel 2
Änderung weiterer Vorschriften

(1) In § 175 Satz 2 des Bundesbeamtengesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 1999 (BGBl. I
S. 675), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. No-
vember 2004 (BGBl. I S. 2686) geändert worden ist, werden
die Wörter „in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 201-3, veröffentlichten bereinigten Fassung,
zuletzt geändert durch Artikel 39 des Gesetzes vom 14. De-
zember 1976 (BGBl. I S. 3341)“ gestrichen.

(2) § 41 des Bundesrückerstattungsgesetzes in der im
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 250-1,
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch
Artikel 8 Abs. 1 des Gesetzes vom 10. Dezember 2003
(BGBl. I S. 2471) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1. In Satz 2 wird die Angabe „vom 3. Juli 1952 (Bundes-
gesetzbl. I S. 379)“ gestrichen.

2. Die Sätze 3 und 4 werden aufgehoben.

(3) In § 10 Abs. 6 Satz 2 des Asylverfahrensgesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juli 1993
(BGBl. I S. 1361), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 30. Juli 2004 (BGBl. I S. 1950) geändert worden ist,
wird die Angabe „§ 15 Abs. 2 und 3, Abs. 5 Satz 2 und 3 und
Abs. 6“ durch die Angabe „§ 10 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2“
ersetzt.

(4) Das Sozialgerichtsgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23. September 1975 (BGBl. I S. 2535), das
zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 24. August 2004
(BGBl. I S. 2198) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1. In § 63 Abs. 2 Satz 2 werden nach der Angabe „§ 73
Abs. 6 Satz 3“ die Angabe „und 4“ und nach der Angabe
„§ 166 Abs. 2 Satz 1“ die Angabe „und 2“ eingefügt.

2. § 85 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 wird die Angabe „15“ durch die Angabe
„10“ ersetzt.

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

„§ 5 Abs. 4 des Verwaltungszustellungsgesetzes und
§ 178 Abs. 1 Nr. 2 der Zivilprozessordnung sind auf

die nach § 73 Abs. 6 Satz 3 und 4 als Bevollmächtigte
zugelassenen Personen entsprechend anzuwenden.“

(5) In § 3 Abs. 1 Satz 2 der Fünften Durchführungsver-
ordnung zum Bereinigungsgesetz für deutsche Auslands-
bonds in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 4139-2-5, veröffentlichten bereinigten Fassung, die
durch Artikel 98 des Gesetzes vom 14. Dezember 1976
(BGBl. I S. 3341) geändert worden ist, wird die Angabe
„vom 3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379)“ gestrichen.

(6) In § 3 Abs. 1 Satz 2 der Dreizehnten Durchführungs-
verordnung zum Bereinigungsgesetz für deutsche Auslands-
bonds in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 4139-2-13, veröffentlichten bereinigten Fassung, die
durch Artikel 98 des Gesetzes vom 14. Dezember 1976
(BGBl. I S. 3341) geändert worden ist, wird die Angabe
„vom 3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379)“ gestrichen.

(7) In § 185 der Patentanwaltsordnung vom 7. September
1966 (BGBl. I S. 557), die zuletzt durch Artikel 4 Abs. 48
des Gesetzes vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718) geändert
worden ist, wird die Angabe „vom 3. Juli 1952 (Bundes-
gesetzbl. I S. 379)“ gestrichen.

(8) Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung
der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I
S. 602), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom
24. August 2004 (BGBl. I S. 2198), wird wie folgt geändert:
1. In § 51 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „vom 3. Juli

1952 (BGBl. I S. 379) in der jeweils geltenden Fassung“
gestrichen.

2. In § 107 Abs. 3 Nr. 2 werden nach dem Wort „Zustel-
lungsurkunde“ die Wörter „oder Einschreiben gegen
Rückschein“ eingefügt.
(9) § 12 Abs. 1 Satz 3 der Wehrbeschwerdeordnung in der

Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 1972
(BGBl. I S. 1737, 1906), die zuletzt durch Artikel 7a des Ge-
setzes vom 16. August 2001 (BGBl. I S. 2093) geändert wor-
den ist, wird wie folgt gefasst:
„Er ist dem Beschwerdeführer nach den Vorschriften der
Wehrdisziplinarordnung zuzustellen und auch dem Betroffe-
nen (§ 4 Abs. 3 Satz 3) mitzuteilen.“

(10) § 47 des Bundesleistungsgesetzes in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 54-1, veröffentlich-
ten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 Abs. 1
Nr. 2 der Verordnung vom 5. April 2002 (BGBl. I S. 1250)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. In Satz 1 wird die Angabe „vom 3. Juli 1952 (Bundes-

gesetzbl. I S. 379)“ gestrichen.
2. In Nummer 1 Satz 1 wird die Angabe „und 11“ gestri-

chen.
(11) In § 30 des Schutzbereichgesetzes in der im Bundes-

gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 54-2, veröffentlich-
ten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 Abs. 6
der Verordnung vom 5. April 2002 (BGBl. I S. 1250) geän-
dert worden ist, wird die Angabe „vom 3. Juli 1952 (Bundes-
gesetzbl. I S. 379)“ gestrichen.

(12) Das Landbeschaffungsgesetz in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 54-3, veröffentlichten
bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 4 des Geset-
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zes vom 7. Mai 2002 (BGBl. I S. 1529) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:
1. In § 30 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „15“ durch die An-

gabe „10“ ersetzt und die Angabe „vom 3. Juli 1952 –
Bundesgesetzbl. I S. 379“ gestrichen.

2. In § 31 Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe „15“ durch die An-
gabe „10“ ersetzt und die Angabe „vom 3. Juli 1952 –
Bundesgesetzbl. I S. 379“ gestrichen.

3. In § 73 wird die Angabe „vom 3. Juli 1952 (Bundes-
gesetzblatt I S. 379)“ gestrichen.
(13) Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61),
die zuletzt durch Artikel 12a Abs. 11 des Gesetzes vom 24.
August 2004 (BGBl. I S. 2198) geändert worden ist, wird
wie folgt geändert:
1. § 169 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

„2. bei öffentlicher Zustellung die Benachrichtigung
nach § 10 Abs. 2 Satz 1 des Verwaltungszustellungs-
gesetzes bekannt gemacht oder veröffentlicht wird.“

2. In § 216 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 15 Abs. 2 und
3“ durch die Angabe „§ 10 Abs. 2“ ersetzt.

3. § 394 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„§ 10 Abs. 2 Satz 1 des Verwaltungszustellungsgesetzes
ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass anstelle einer Be-
nachrichtigung der Hinweis nach Satz 1 bekannt gemacht
oder veröffentlicht wird.“
(14) In § 332 Abs. 3 Satz 2 des Lastenausgleichsgesetzes

in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juni 1993
(BGBl. I S. 845, 1995 I S. 248), das zuletzt durch Artikel 1
des Gesetzes vom 21. Juli 2004 (BGBl. I S. 1742) geändert
worden ist, wird die Angabe „vom 3. Juli 1952 (Bundes-
gesetzbl. I S. 379)“ gestrichen.

(15) In § 49 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über die Abgel-
tung von Besatzungsschäden in der im Bundesgesetzblatt
Teil III, Gliederungsnummer 624-1, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom
19. September 2002 (BGBl. I S. 2482) geändert worden ist,
wird die Angabe „vom 3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I
S. 379)“ gestrichen.

(16) In § 28 Abs. 3 des Allgemeinen Kriegsfolgengeset-
zes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer
653-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. Dezember 2003
(BGBl. I S. 2471) geändert worden ist, wird die Angabe
„vom 3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379)“ gestrichen.

(17) In § 18 Abs. 3 des Gesetzes zur Regelung der Ver-
bindlichkeiten nationalsozialistischer Einrichtungen und der
Rechtsverhältnisse an deren Vermögen vom 17. März 1965
(BGBl. I S. 79), das zuletzt durch Artikel 9a des Gesetzes
vom 10. Dezember 2003 (BGBl. I S. 2471) geändert worden
ist, werden die Wörter „vom 3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I
S. 379) in der Fassung des § 181 der Verwaltungsgerichts-
ordnung vom 21. Januar 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 17)“ ge-
strichen.

(18) Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen in
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. August 1998
(BGBl. I S. 2546), das zuletzt durch Artikel 4 Abs. 36 des

Gesetzes vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718) geändert worden
ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 61 Abs. 1 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt:

„§ 5 Abs. 4 des Verwaltungszustellungsgesetzes und
§ 178 Abs. 1 Nr. 2 der Zivilprozessordnung sind auf Un-
ternehmen und Vereinigungen von Unternehmen sowie
auf Auftraggeber im Sinn von § 98 entsprechend anzu-
wenden.“

2. § 110 Abs. 2 Satz 4 wird wie folgt geändert:

Nach der Angabe „Abs. 1 bis 5“ wird die Angabe „ sowie
§ 61“ eingefügt.

(19) § 17 des Wirtschaftssicherstellungsgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 3. Oktober 1968
(BGBl. I S.1069), das zuletzt durch Artikel 100 der Verord-
nung vom 25. November 2003 (BGBl. I S. 2304) geändert
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In Satz 1 werden die Wörter „vom 3. Juli 1952 (Bundes-
gesetzbl. I S. 379) in der Fassung des § 181 der Verwal-
tungsgerichtsordnung vom 21. Januar 1960 (Bundes-
gesetzbl. I S. 17)“ gestrichen.

2. In Nummer 1 Satz 1 wird die Angabe „und 11“ gestrichen
und die Angabe „15“ durch die Angabe „10“ ersetzt.

(20) § 22 des Wassersicherstellungsgesetzes vom 24. Au-
gust 1965 (BGBl. I S. 1225, 1817), das zuletzt durch
Artikel 10 des Gesetzes vom 3. Dezember 2001 (BGBl. I
S. 3306) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In Satz 1 wird die Angabe „vom 3. Juli 1952 (Bundes-
gesetzbl. I S. 379) in der Fassung des § 181 der Verwal-
tungsgerichtsordnung vom 21. Januar 1960 (Bundes-
gesetzbl. I S. 17)“ gestrichen.

2. In Satz 2 wird die Angabe „und 11“ gestrichen und die
Angabe „15“ durch die Angabe „10“ ersetzt.

(21) In § 14 des Energiesicherungsgesetzes 1975 vom
20. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3681), das zuletzt durch
Artikel 128 der Verordnung vom 25. November 2003
(BGBl. I S. 2304) geändert worden ist, werden die Wörter
„vom 3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 19. Mai 1972 (Bundesgesetzbl. I
S. 789)“ gestrichen.

(22) § 19 des Ernährungssicherstellungsgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 27. August 1990
(BGBl. I S. 1802), das zuletzt durch Artikel 143 der Verord-
nung vom 25. November 2003 (BGBl. I S. 2304) geändert
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In Satz 1 werden die Wörter „vom 3. Juli 1952 (Bundes-
gesetzbl. I S. 379) in der Fassung des § 181 der Verwal-
tungsgerichtsordnung vom 21. Januar 1960 (Bundes-
gesetzbl. I S. 17)“ gestrichen.

2. In Nummer 1 Satz 1 wird die Angabe „und 11“ gestrichen
und die Angabe „15“ durch die Angabe „10“ ersetzt.

(23) Das Flurbereinigungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 546), das zu-
letzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 20. Dezember 2001
(BGBl. I S. 3987) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 112 wird wie folgt geändert:
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a) In Absatz 1 werden die Absatzbezeichnung und die
Wörter „(VwZG) vom 3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I
S. 379), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Än-
derung des Verwaltungszustellungsgesetzes vom
19. Mai 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 789)“ gestrichen.

b) Absatz 2 wird aufgehoben.
2. § 113 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 Nr. 1 werden im Satz 2 die Wörter „Gemein-
de- oder Polizeibehörde“ durch das Wort „Gemeinde“
ersetzt.

b) Satz 2 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:
„2. In den Fällen des § 5 Abs. 2 des Verwaltungszu-
stellungsgesetzes ist anstelle des Schriftstückes eine
schriftliche Mitteilung über die Niederlegung der be-
glaubigten Abschrift (Nummer 1) zu übergeben oder
zurückzulassen. Auf diese Niederlegung ist auch in
der Mitteilung nach § 5 Abs. 2 des Verwaltungszustel-
lungsgesetzes in Verbindung mit § 181 Abs. 1 Satz 2
der Zivilprozessordnung hinzuweisen.“

(24) In § 4 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes vom 26.
Februar 1996 (BGBl. I S. 227), das zuletzt durch Artikel 9
des Gesetzes vom 23. Juli 2004 (BGBl. I S. 1842) geändert
worden ist, werden die Wörter „Gehilfe im Sinne des § 11
Abs. 3 des Verwaltungszustellungsgesetzes“ durch die Wör-
ter „dort beschäftigte Person im Sinn des § 5 Abs. 2 des Ver-
waltungszustellungsgesetzes in Verbindung mit § 178 Abs. 1
Nr. 2 der Zivilprozessordnung“ ersetzt.

(25) § 65 Abs. 1 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch
– Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz – in
der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Januar 2001
(BGBl. I S. 130), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes
vom 30. Juli 2004 (BGBl. I S. 1950) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:
1. In Satz 1 wird die Angabe „15“ durch die Zahl „10“ er-

setzt.
2. Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„§ 5 Abs. 4 des Verwaltungszustellungsgesetzes und
§ 178 Abs. 1 Nr. 2 der Zivilprozessordnung sind auf die
nach § 73 Abs. 6 Satz 3 und 4 des Sozialgerichtsgesetzes
als Bevollmächtigte zugelassenen Personen entsprechend
anzuwenden.“

(26) § 18 des Verkehrssicherstellungsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 1968 (BGBl. I
S. 1082), das zuletzt durch Artikel 257 der Verordnung vom
29. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2785) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:

1. In Satz 1 werden die Wörter „vom 3. Juli 1952 (Bundes-
gesetzbl. I S. 379) in der Fassung des § 181 der Verwal-
tungsgerichtsordnung vom 21. Januar 1960 (Bundesge-
setzbl. I S. 17)“ gestrichen.

2. In Nummer 1 Satz 1 wird die Angabe „und 11“ gestrichen
und die Angabe „15“ durch die Angabe „10“ ersetzt.

(27) § 5 Abs. 1 der Hypothekenablöseverordnung vom
10. Juni 1994 (BGBl. I S. 1253), die durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 20. Oktober 1998 (BGBl. I S. 3180) geändert
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In Satz 1 wird die Angabe „15“ durch die Angabe „10“
und der Punkt am Satzende durch ein Semikolon ersetzt
sowie folgender Halbsatz angefügt:

„ist die Person des Begünstigten unbekannt, sind in der
Benachrichtigung der Name und die letzte bekannte An-
schrift des ehemaligen Rechtsinhabers anzugeben.“

2. Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben.

Artikel 3
Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang
Der auf Artikel 2 Abs. 27 beruhende Teil der dort geän-

derten Rechtsverordnung kann auf Grund der einschlägigen
Ermächtigung durch Rechtsverordnung geändert werden.

Artikel 4
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des sechsten auf die Ver-
kündung folgenden Kalendermonats in Kraft. Gleichzeitig
tritt das Verwaltungszustellungsgesetz in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 201-3, veröffentlich-
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 2
Abs. 1 des Gesetzes vom 25. Juni 2001 (BGBl. I S. 1206),
außer Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Ausgangslage

Das Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) vom 3. Juli
1952 regelt das Verfahren der förmlichen Zustellung, das die
Verwaltung einzuhalten hat, wenn sie einen Verwaltungsakt
oder eine andere behördliche Entscheidung an den Adressa-
ten übermittelt. Es sieht insbesondere Formvorschriften vor,
die bei der Übermittlung eines Schriftstücks zu beachten
sind; diese verfolgen den Zweck, den Nachweis von Zeit-
punkt und Art der Übergabe zu sichern.

Das VwZG lehnt sich weitgehend an die Zivilprozessord-
nung (ZPO) an, indem es, wo immer das möglich ist, auf die
dortigen Vorschriften verweist; zahlreiche Vorschriften wur-
den inhaltsgleich übernommen. Abweichende Regelungen
wurden in den Fällen vorgesehen, in denen sich die Gege-
benheiten in der Verwaltung von denen in gerichtlichen Ver-
fahren unterscheiden.

In den vergangenen fünfzig Jahren haben sich die Lebens-
verhältnisse geändert, rechtliche und technische Gegeben-
heiten machen die Überprüfung und Fortentwicklung zahl-
reicher Vorschriften des VwZG erforderlich; insbesondere
die Entwicklung der Informations- und Kommunikati-
onstechnik hat erhebliche Auswirkungen auf die Tätigkeit
der Verwaltung, die auch im Bereich des Zustellungsrechts
zu berücksichtigen sind. Das bedeutet, dass rechtliche Hin-
dernisse bei der Zulassung der elektronischen Übermittlung
beseitigt und gleichzeitig die Rechtssicherheit dieses elek-
tronischen Rechtsverkehrs garantiert werden müssen.

Wichtige gesetzliche Vorgaben für die Verwendung elektro-
nischer Medien im Rechtsverkehr sind auf dem Gebiet des
materiellen Zivilrechts durch das Gesetz zur Anpassung der
Formvorschriften des Privatrechts und anderer Vorschriften
an den modernen Rechtsgeschäftsverkehr vom 13. Juli 2001
(BGBl. I S. 1542), für das Zivilprozessrecht durch das Zu-
stellungsreformgesetz vom 25. Juni 2001 (BGBl. I S. 1206)
und für das Verwaltungsverfahrensrecht durch das Dritte
Gesetz zur Änderung verwaltungsverfahrensrechtlicher Vor-
schriften (3. VwVfÄndG) vom 21. August 2002 (BGBl. I
S. 3322) gemacht worden.

Das Signaturgesetz vom 16. Mai 2001 (BGBl. I S. 876) re-
gelt die Rahmenbedingungen für die Authentifizierung elek-
tronischer Dokumente durch elektronische Signaturen.

Änderungen des Postrechts machen Anpassungen der gel-
tenden Regelungen der Zustellung durch die Post erforder-
lich.

II. Ziel und Gegenstand des Gesetzentwurfs

Das 3. VwVfÄndG hat das Verwaltungsverfahren des Bun-
des für den modernen Rechtsverkehr geöffnet. Durch den
vorliegenden Gesetzentwurf sollen diese für das Verwal-
tungsverfahrensrecht geschaffenen Möglichkeiten auch für
den Bereich der Zustellung umgesetzt werden, indem der
Verwaltung ermöglicht wird, bei Zustellungen zwischen der
schriftlichen und der elektronischen Form zu wählen.

Bei der Übermittlung elektronischer Dokumente sind Vorkeh-
rungen zu treffen, die es dem Empfänger ermöglichen zu er-
kennen, welche Stelle das elektronische Dokument abgesendet
hat und dass der Inhalt während des Übertragungsvorgangs
nicht unerkannt verändert worden ist. Der Gesetzentwurf
knüpft daher an die Regelungen des Signaturgesetzes an.
Der Gesetzentwurf ist kompatibel mit den Anforderungen,
die sich für den elektronischen Rechtsverkehr aus der Richt-
linie 1999/93 EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 13. Dezember 1999 über gemeinschaftliche Rah-
menbedingungen für elektronische Signaturen (ABl. EG
2000 Nr. L 13, S. 12) ergeben. Änderungen des deutschen
Rechts, die durch diese Richtlinie veranlasst wurden, sind
bereits in dem sie umsetzenden Signaturgesetz vorgenom-
men worden.
Die erforderlichen Veränderungen des Verwaltungszustel-
lungsrechts sind so weitreichend, dass das Verwaltungszu-
stellungsgesetz insgesamt neu gefasst werden soll.

III. Die wesentlichen Änderungen im Überblick

Mit der Neufassung des VwZG wird eine Anpassung an das
durch das Zustellungsreformgesetz umfassend geänderte Zu-
stellungsrecht in gerichtlichen Verfahren vorgenommen; da-
durch wird auch hier den Auswirkungen der Poststrukturre-
form und der gewandelten Kommunikationsmöglichkeiten
Rechnung getragen. Von zentraler Bedeutung ist, dass in An-
lehnung an § 174 ZPO und § 3a VwVfG die Möglichkeit der
Nutzung elektronischer Medien auch für die Zustellung
durch die Verwaltung eröffnet wird.
Die Regelungen in Artikel 1 § 5 Abs. 1 und § 10 erfolgen aus
datenschutzrechtlichen Überlegungen.

IV. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes ergibt sich für
Artikel 1 angesichts des in § 1 Abs. 1 des Gesetzes auf Bun-
desbehörden beschränkten Geltungsbereichs als ausschließ-
liche Kompetenz aus der Natur der Sache, im Hinblick auf
den Geltungsbereich für die Landesfinanzbehörden als im
Ermessen des Bundes stehende, gleichwohl nicht von den
Voraussetzungen des Artikels 72 Abs. 2 GG abhängige fa-
kultative Kompetenz aus Artikel 108 Abs. 5 Satz 2 GG.
Die Folgeänderungen in Artikel 2 des Entwurfs betreffen nur
verfahrensrechtliche Regelungen für Materien, für die dem
Bund die Sachkompetenz zusteht. Als Annex kann der Bund
hierzu auch das Verwaltungsverfahren regeln.

V. Finanzielle Auswirkungen

Durch die neuen Regelungen des VwZG selbst entstehen
keine Kosten, da mit ihnen lediglich die Rechtsgrundlagen
für die Zustellung elektronischer Dokumente geschaffen
werden.
Der Entwurf knüpft an die Regelungen des 3. VwVfÄndG
vom 21. August 2002 an, mit denen die elektronische Kom-
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munikation im Verwaltungsverfahren eingeführt worden ist
(§ 3a VwVfG). Auf die dortige Begründung A. VII (Bundes-
tagsdrucksache 14/9000) wird verwiesen.
Mit dem zunehmenden Einsatz elektronischer Unterschriften
im Rahmen des „Bündnisses für elektronische Signaturen“
ist eine Entlastung des Bundeshaushalts sowie eine Vermin-
derung der Kosten für Wirtschaft und Bürger zu erwarten.
Für die Gemeinden werden keine Kosten anfallen. Im Fall
der Ersatzzustellung durch Niederlegung sind sie als Nieder-
legungsstellen nicht mehr vorgesehen.
Sonstige Kosten (z. B. Kosten für die Wirtschaft oder die so-
zialen Sicherungssysteme) entstehen nicht.
Auswirkung auf Einzelpreise, das allgemeine Preisniveau,
insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu er-
warten.

VI. Geschlechtsspezifische Auswirkungen

Das Gesetzesvorhaben wurde daraufhin geprüft, ob Auswir-
kungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung zu erwar-
ten sind. Die vorgesehenen Änderungen im Bereich des
Verwaltungszustellungsrechts haben keine spezifischen
Auswirkungen auf die Lebenssituation von Männern und
Frauen.

B. Zu den einzelnen Vorschriften

Zu Artikel 1 (Verwaltungszustellungsgesetz)

Zu § 1
Den Stiftungen soll es ebenso wie den anderen juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts ermöglicht werden,
Zustellungen nach diesem Gesetz vorzunehmen (Absatz 1).
Absatz 2 ist wortgleich mit § 1 Abs. 3 des bisherigen Ver-
waltungszustellungsgesetzes.

Zu § 2
Die Definition in Absatz 1 ist zu ändern, da auch die Zustel-
lung elektronischer Dokumente zulässig sein soll, bei der
eine „Übergabe“ nicht stattfindet. Der Begriff „Dokument“
wird als Oberbegriff für zustellungsfähige Mitteilungen
(Schriftstücke und elektronische Dokumente) verwendet.
Absatz 2 Satz 1 stellt klar, durch welche Institutionen die
Zustellung ausgeführt wird, und trägt hierbei der Postreform
II Rechnung: Bei der förmlichen Zustellung gemäß § 3 wird
ein Lizenznehmer nach § 5 des Postgesetzes (PostG) vom
22. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3294) als beliehener Unter-
nehmer gemäß § 33 Abs. 1 PostG tätig. Zustellungen nach
§ 4 (Einschreiben) erledigt die Post hingegen im Rahmen
einer privatrechtlichen Beauftragung durch die Behörde als
Postdienstleistung nach § 4 Nr. 1 Buchstabe a und b PostG.
Entsprechend bezieht sich die Regelung des Zustellungsauf-
trages an die Post als beliehenem Unternehmer gemäß § 168
Abs. 1 Satz 2 und 3 ZPO nur auf den Fall des § 176 ZPO,
nicht aber auf den der Zustellung durch Einschreiben (mit
Rückschein) nach § 175 ZPO.
Bei der Zustellung eines Dokuments ist wie bisher die Ur-
schrift, eine Ausfertigung oder eine beglaubigte Abschrift zu

übermitteln; die Übersendung einer bloßen Fotokopie ge-
nügt somit nicht.

Absatz 2 wird Absatz 3, wobei der Nebensatz der bisherigen
Regelung des Absatzes 2 entfallen kann. Im Zeitpunkt des
Inkrafttretens des Verwaltungszustellungsgesetzes (11. Ok-
tober 1952) war die Klarstellung erforderlich, dass bestehen-
de abweichende Vorschriften zurücktreten sollten.

Zu § 3

Die in der bisherigen Fassung des § 3 Abs.1 VwZG genann-
ten Formalien (Ersuchen der Post, Versehen der Sendung mit
Anschrift des Empfängers, der absendenden Dienststelle, der
Geschäftsnummer) werden durch die in § 3 Abs. 2 Satz 1
enthaltene Verweisung auf die §§ 177 bis 182 ZPO geregelt.

§ 182 ZPO begründet die Verpflichtung zur Erstellung der
Zustellungsurkunde (§ 182 Abs. 1 Satz 1), legt ihren Inhalt
fest (§ 182 Abs. 2) und begründet die Verpflichtung zur un-
verzüglichen Zurückleitung der Zustellungsurkunde (§ 182
Abs. 3), wobei an die Stelle der Geschäftsstelle des Gerichts
die auftraggebende Behörde tritt. § 182 Abs. 1 Satz 2 ZPO
begründet für die Zustellungsurkunde den Charakter einer
öffentlichen Urkunde gemäß § 418 ZPO mit der dort ausge-
führten vollen Beweiskraft für die in der Urkunde bezeugten
Tatsachen durch die Urkunde selbst.

Gemäß § 181 Abs. 1 Satz 2 ZPO ist das zuzustellende Doku-
ment am Ort der Zustellung oder am Ort des Amtsgerichts,
in dessen Bezirk der Ort der Zustellung liegt, bei einer von
der Post dafür bestimmten Stelle niederzulegen. Abwei-
chend von § 181 Abs. 1 ZPO wurde im Hinblick auf die an-
deren Gegebenheiten im Verwaltungsverfahren bestimmt,
dass das Dokument auch bei der Behörde, die den Zustel-
lungsauftrag erteilt hat, niedergelegt werden kann. Der Re-
gelung des § 181 Abs. 1 Satz 2 ZPO entsprechend ist die
Niederlegung bei der Behörde aber nur zulässig, wenn die
Behörde ihren Sitz am Ort der Zustellung oder am Ort des für
den Bezirk zuständigen Amtsgerichts hat. Damit ist gewähr-
leistet, dass der Adressat das niedergelegte Dokument wohn-
ortnah oder an einer zentralen Stelle am Ort des Amts-
gerichts abholen kann.

Gemäß § 33 PostG ist die Post verpflichtet, Schriftstücke
nach den Vorschriften der Prozessordnungen und der Geset-
ze, die die Verwaltungszustellung regeln, förmlich zuzustel-
len. Für den Adressaten ortsnahe Niederlegungsstellen wa-
ren vorzusehen, da im Hinblick auf den Anwendungsbereich
des Gesetzes für den Regelfall nicht davon ausgegangen
werden kann, dass der Adressat seinen Wohnsitz in der Nähe
der zustellenden (Bundes-)Behörde hat.

Unter dem in Satz 1 erwähnten „vorbereiteten“ Vordruck ei-
ner Zustellungsurkunde ist zu verstehen, dass die Behörde
auf dem Vordruck Aktenzeichen, Adressat und die eigene
(Absender-)Anschrift einträgt, wie dies in der Zustellungs-
vordruckverordnung vorgesehen ist.

Für die Zustellungsurkunde, die Gestaltung des Zustellungs-
auftrages („äußerer Umschlag“) und des das zustellende
Schriftstück enthaltenden verschlossenen („inneren“) Um-
schlages sowie die Mitteilung über die Niederlegung der
zuzustellenden Sendung an den Adressaten wurde ebenfalls
die Zustellungsvordruckverordnung für anwendbar erklärt
(Absatz 2 Satz 4).
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Zu § 4

Die in § 4 vorgesehene Zustellung durch die Post mittels
Einschreiben soll wie bisher erhalten bleiben. Sie wird je-
doch unter den Möglichkeiten der von den Postdienstleistern
angebotenen Einschreibevarianten auf das Einschreiben mit-
tels Übergabe und das Einschreiben mit Rückschein be-
schränkt, so dass ein „Einwurf-Einschreiben“ im Hinblick
auf die Nachweisschwierigkeit bei bestrittenem Zugang aus-
scheidet.

Andererseits soll diese Zustellungsvariante nicht wie bisher
auf „Briefe“ beschränkt sein, so dass auch umfangreichere
Sendungen – etwa als Paket – auf diese Weise zugestellt wer-
den können, soweit die Post dies ermöglicht.

Die Zustellung durch die Post mittels Einschreiben ist keine
förmliche Zustellung im Sinn von § 33 Abs. 1 Satz 1 PostG;
der Lizenznehmer wird hier nicht als mit Hoheitsbefugnissen
ausgestatteter beliehener Unternehmer tätig (§ 33 Abs. 1
Satz 2 PostG). Auf die Ausführungen zu § 2 wird Bezug
genommen. Der Rückschein dient zwar dem Nachweis der
Zustellung; er stellt jedoch keine öffentliche Urkunde im
Sinne des § 418 ZPO dar. Der von ihm ausgehende Nach-
weis der Zustellung ist somit – auf das Maß eines normalen
Beweismittels – eingeschränkt, im Zweifel hat die Behörde
den Zugang und dessen Zeitpunkt nachzuweisen (§ 4 Abs. 2
Satz 2).

Zum Nachweis der Zustellung durch Einschreiben mit Rück-
schein genügt der Rückschein. Die Zustellung gilt an dem
Tag als bewirkt, den der Rückschein angibt. Die Fiktion der
Zustellung gilt nur für Einschreiben mittels Übergabe und
für Zustellungen, bei denen der Rückschein den Beweisan-
forderungen nicht genügt oder verloren gegangen ist.

Wenn sich die Behörde dieser Zustellungsart des Postdienst-
leisters im Rahmen einer privatrechtlichen Vereinbarung
bedient, kann sie diesem nicht die Bedingungen für eine Er-
satzzustellung etwa entsprechend den §§ 178 bis 181 ZPO
diktieren, sie ist vielmehr auf die einschlägigen allgemeinen
Geschäftsbedingungen des Postdienstleisters angewiesen. Ist
eine Übergabe an den Adressaten, seinen Ehepartner oder
Postbevollmächtigten nicht möglich, so kann beispielsweise
nach den allgemeinen Geschäftsbedingungen der Deutschen
Post AG der eingeschriebene Brief einem Ersatzempfänger
ausgehändigt werden. Als Ersatzempfänger sehen diese
AGB die Familienangehörigen des Adressaten und eine in
der Wohnung oder in dem Betrieb des Adressaten regel-
mäßig beschäftigte Person, von der angenommen werden
kann, dass sie zur Entgegennahme berechtigt ist, vor. Die
Übergabe an den Ehepartner oder Postbevollmächtigten des
Adressaten sowie an Ersatzempfänger ist ausgeschlossen,
wenn der eingeschriebene Brief den Vermerk „eigenhändig“
trägt. Verweigert der Adressat oder der Ersatzempfänger die
Annahme der Einschreibesendung, wird sie an den Absender
als unzustellbar zurückgeschickt. Bestreitet der Adressat, die
Sendung vom Ersatzempfänger ausgehändigt erhalten zu
haben, so obliegt es der Behörde, das Gegenteil zu beweisen
(§ 4 Abs. 2 Satz 2). Die Behörde hat daher vorab zu prüfen,
ob eine Zustellung mittels Einschreiben trotz der gegenüber
dem Postzustellungsverfahren geringeren Kosten geeignet
ist, im konkreten Fall den Zustellungserfolg herbeizufüh-
ren.

Zu § 5

Die Regelung des § 5 Abs. 1 Satz 1 soll verhindern, dass ein
mit der Zustellung beauftragter Behördenbediensteter, der
ansonsten nicht am Verfahren beteiligt ist, Kenntnis vom In-
halt des Dokuments erhält; sie dient dem Datenschutz. In den
Fällen, in denen der fachlich zuständige Bedienstete selbst –
etwa beim Erscheinen des Empfängers in den Diensträumen
– das Dokument übergibt, kann eine Kuvertierung entfallen.
Eine Beeinträchtigung schutzwürdiger Interessen des Emp-
fängers durch die „offene“ Zustellung ist in einem solchen
Fall ausgeschlossen.

Die weiteren in Absatz 2 getroffenen Regelungen entspre-
chen denen der Zivilprozessordnung in den §§ 177 bis 181
hinsichtlich der Ersatzzustellung und der Zustellung bei Ver-
weigerung der Annahme auch für die Zustellung durch die
Behörde gegen Empfangsbekenntnis. Diese Neuregelungen
der Zivilprozessordnung galten aufgrund des Artikels 2
Abs. 1 Nr. 1 des Zustellungsreformgesetzes bereits für die
Zustellung durch die Post mit Zustellungsurkunde, § 3
Abs. 3 des bisherigen Verwaltungszustellungsgesetzes. Es
besteht kein Anlass, Ersatzzustellung und Zustellung bei
verweigerter Annahme im Falle der Zustellung durch die Be-
hörde gegen Empfangsbekenntnis anders zu regeln als im
Falle der Zustellung durch die Post mit Zustellungsurkunde.

Auf die Begründung des Zustellungsreformgesetzes in glei-
cher Sache wird verwiesen (Bundesratsdrucksache 492/00
S. 42 bis 48). Eine Abweichung war nur insoweit angezeigt,
als im Falle der Zustellung durch Niederlegung des Schrift-
stücks gemäß § 5 Abs. 2 Satz 3 ausschließlich die Behörde,
die den Zustellungsauftrag erteilt hat, als Ort der Niederle-
gung bestimmt wurde. Eine Niederlegung bei der Gemeinde
ist nicht mehr vorgesehen. Die Behörde muss in einer für den
Zustellungsadressaten zumutbaren Entfernung erreichbar
sein. Die Niederlegung bei der Behörde kommt danach nur
in Betracht, wenn diese Behörde ihren Sitz am Ort der Zu-
stellung oder am Ort des Amtsgerichts hat, in dessen Bezirk
der Ort der Zustellung liegt (vgl. § 181 Abs. 1 Satz 2 ZPO).
Ist das nicht der Fall, ist die Ersatzzustellung durch Nieder-
legung bei der Behörde im Rahmen des § 5 Abs. 2 nicht
möglich.

In § 5 Abs. 3 finden sich die bisher in § 12 geregelten Be-
stimmungen für die Zustellung nach Absatz 1 zur Nachtzeit
sowie an Sonn- und Feiertagen. Die Neufestlegung der
Nachtzeit entspricht heutigen Lebensgewohnheiten und der
Festsetzung in § 758a Abs. 4 ZPO.

An den in § 5 Abs. 4 genannten Adressatenkreis ist auch
weiterhin die Zustellung „auf andere Weise“ also auch durch
einfachen Brief gegen Empfangsbekenntnis, aber auch die
elektronische Zustellung und die elektronische Übermittlung
des Empfangsbekenntnisses möglich. Die elektronische
Übermittlung von Dokumenten setzt dabei nicht die Verwen-
dung einer qualifizierten elektronischen Signatur voraus. Ob
ein zuzustellendes elektronisches Dokument mit einer quali-
fizierten elektronischen Signatur versehen sein muss, be-
stimmt sich nach allgemeinen Grundsätzen. Dabei kommt es
darauf an, ob für das Dokument durch Rechtsvorschrift
Schriftform angeordnet ist. In diesem Fall ist entsprechend
§ 3a VwVfG, § 36a SGB I, § 87a AO eine qualifizierte elek-
tronische Signatur zu verwenden. Außerdem ist bei jeder
Übermittlung ein hinreichender Schutz vor Kenntnisnahme
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durch Unbefugte erforderlich, der letztlich durch Verschlüs-
selung zu gewährleisten ist.

Mit der elektronischen Übermittlung wird auch die Über-
mittlung durch Telefax erfasst. Dies trägt der Rechtspre-
chung Rechnung, wonach Telefax und auch Computerfax
mit eingescannter Unterschrift oder mit dem Hinweis, dass
der benannte Urheber wegen der gewählten Übertragungs-
form nicht unterschreiben kann, der Schriftform bei bestim-
menden Schriftsätzen in Prozessen mit Vertretungszwang
genügen; vgl. den Beschluss des Gemeinsamen Senats der
obersten Gerichtshöfe des Bundes vom 5. April 2000
(BVerwGE 111, 377). Die Schriftlichkeit soll gewährleis-
ten, dass aus dem Dokument der Inhalt der Erklärung, die
abgegeben werden soll, und die Person, von der sie aus-
geht, hinreichend zuverlässig entnommen werden können.
Außerdem muss feststehen, dass es sich bei dem Schrift-
stück nicht nur um einen Entwurf handelt, sondern dass es
mit Wissen und Willen des Berechtigten der Behörde
zugeleitet worden ist. Demgemäß war es schon bisher
anerkannt, dass bestimmende Schriftsätze von Seiten einer
Behörde, einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des
öffentlichen Rechts einer handschriftlichen Unterschrift zur
Formgültigkeit nicht bedurften; es genügt die Namenswie-
dergabe. Für Verwaltungsakte ist dies generell in § 37
Abs. 3 VwVfG, § 33 Abs. 3 SGB X und § 119 Abs. 3 AO
festgelegt.

Für das Empfangsbekenntnis gelten dieselben Grundsätze.
Der Inhalt der Erklärung ist nicht auslegungsbedürftig; die
Authentizität und Ernstlichkeit der Erklärung ist angesichts
des angesprochenen besonderen Personenkreises gewähr-
leistet.

Die Zulassung des Empfangsbekenntnisses auf elektroni-
schem Wege auch hier entspricht der am 1. August 2002 in
Kraft getretenen Änderung des § 174 ZPO durch Artikel 1
Nr. 3 des Gesetzes zur Änderung des Rechts der Vertretung
durch Rechtsanwälte vor den Oberlandesgerichten vom
23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2850). Wird das Empfangsbe-
kenntnis als elektronisches Dokument erteilt, bedarf es einer
qualifizierten Signatur nach dem Signaturgesetz. Eine weite-
re Signierung des Dokuments für die Übermittlung ist nicht
erforderlich.

Von einer unbestimmten Erweiterung des genannten Adres-
satenkreises auf andere Personen, bei denen aufgrund ihres
Berufs von einer erhöhten Zuverlässigkeit ausgegangen wer-
den kann – wie es § 174 Abs. 1 ZPO vorsieht –,wird für das
Verwaltungsverfahren aus dem Gesichtspunkt der Rechts-
klarheit abgesehen.

Absatz 5 ermöglicht die Zustellung auf elektronischem
Wege, soweit der Empfänger hierfür einen Zugang eröffnet
hat. Nachdem durch das Dritte Gesetz zur Änderung ver-
waltungsverfahrensrechtlicher Vorschriften vom 21. August
2002 (BGBl. I S. 3322) eine Rechtsgrundlage für elektro-
nische Kommunikation zwischen Verwaltung und Bürger
geschaffen worden ist, muss zur Vermeidung von Medien-
brüchen auch die wirksame Zustellung elektronischer Doku-
mente ermöglicht werden.

Der Begriff „Zugang“ stellt auf die objektiv bestehende tech-
nische Kommunikationseinrichtung ab, also z. B. auf das
Vorhandensein eines elektronischen Postfachs. Den indivi-
duellen Möglichkeiten wird durch das Erfordernis der „Er-

öffnung“ dieses Zugangs Rechnung getragen. Der Empfän-
ger eröffnet seinen Zugang durch eine entsprechende
Widmung. Dies kann ausdrücklich oder konkludent erfol-
gen. Im Einzelfall wird hier die Verkehrsanschauung, die
sich mit der Verbreitung elektronischer Kommunikations-
mittel fortentwickelt, maßgebend sein. Bei Bürgern ist die
bloße Angabe einer E-Mail-Adresse im Briefkopf noch nicht
so zu verstehen, dass damit die Bereitschaft zum Empfang
von rechtlich verbindlichen Erklärungen kundgetan wird.
Bei ihnen kann derzeit von der Eröffnung eines Zugangs nur
ausgegangen werden, wenn sie dies gegenüber der Behörde
ausdrücklich erklärt haben (vgl. die Begründung des inso-
weit gleich lautenden § 3a Abs. 1 VwVfG, Bundestags-
drucksache 14/9000, S. 30 f.).

Maßgeblich für den Zeitpunkt der Zustellung des elektroni-
schen Dokuments ist der des „Empfangs“. Dies ist der Zeit-
punkt, zu dem der Adressat die erhaltene Datei mit dem Wil-
len, sie als zugestellt gelten zu lassen, entgegengenommen
hat. Diesen Zeitpunkt bestätigt er im Empfangsbekenntnis.

Abweichend von der Regelung in § 174 Abs. 3 Satz 3 ZPO,
wonach das Dokument (nur) mit einer elektronischen Signa-
tur zu versehen ist, fordert Absatz 5 Satz 2, dass das Doku-
ment mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach
dem Signaturgesetz zu versehen ist. Der Belegcharakter der
Zustellung verlangt einen Grad an Authentizität des Doku-
ments, der der schriftlichen Form gleichkommt. Diese An-
forderung erfüllt die qualifizierte elektronische Signatur
nach dem Signaturgesetz. Dies entspricht auch dem Siche-
rungsgrad, der von § 3a Abs. 2 Satz 2 VwVfG gefordert
wird, wenn eine gesetzlich vorgeschriebene Schriftform
durch die elektronische Form ersetzt werden soll. Ist das zu
übermittelnde Dokument bereits gemäß § 3a Abs. 2 VwVfG
mit einer qualifizierten Signatur versehen worden, ist eine
weitere Signatur für die Zustellung des Dokumentes nicht
erforderlich.

Das Empfangsbekenntnis kann auf gleichem Wege, aber
auch schriftlich oder elektronisch, also auch durch Telefax,
übermittelt werden. Wird das Empfangbekenntnis als elek-
tronisches Dokument erteilt, bedarf es einer qualifizierten
Signatur nach dem Signaturgesetz. Das elektronische
Empfangbekenntnis ist dem Beweis durch Augenschein
zugänglich (§ 26 Abs. 1 Nr. 4 VwVfG bzw. § 96 Abs. 1 und
§ 98 VwGO in Verbindung mit § 371 ZPO).

Die Zustellung nach Absatz 5 unterscheidet sich von der ein-
fachen Bekanntgabe nach § 41 VwVfG vor allem dadurch,
dass die Zustellung ausdrücklich als solche gekennzeichnet
wird und ein Empfangsbekenntnis zu erteilen ist.

Zu § 6

Die Vorschrift entspricht inhaltlich § 7 des bisherigen Ver-
waltungszustellungsgesetzes.

Zu § 7

In Absatz 1 Satz 1 und 3 wird der frühere Begriff „Vertreter“
durch den Begriff „Bevollmächtigten“ bzw. „Bevollmächtig-
ter“ ersetzt. Dies dient der Anpassung an § 14 VwVfG. § 183
AO und auf § 180 Abs. 2 AO beruhende Verordnungen über
die Zustellung an Bevollmächtigte sind von der Regelung
ausgenommen.
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Zu § 8
Die Vorschrift wird weitgehend der gleich gelagerten Rege-
lung in § 189 ZPO angepasst. Der Begriff „Dokument“ um-
fasst Schriftstücke und elektronische Dokumente im Sinne
des § 2 Abs. 1. Der Begriff „Empfangsberechtigter“ im Sinne
der Vorschrift entspricht der „Person, an die die Zustellung
dem Gesetz gemäß gerichtet war oder gerichtet werden konn-
te“ in § 189 ZPO. Die Heilung von Zustellungsmängeln ist
ausgeschlossen, wenn bei elektronischer Zustellung gemäß
§ 5 Abs. 5 das mit Datum und Unterschrift versehene Emp-
fangsbekenntnis nicht an die Behörde zurückgesendet wird.

Zu § 9
Die Regelungen der Zustellung im Ausland werden weitge-
hend den Bestimmungen der gleichen Rechtsmaterie in den
§§ 183 und 184 ZPO angepasst. Inhaltlich haben sich zwei
Neuerungen ergeben: die Möglichkeit der Zustellung eines
elektronischen Dokuments im Ausland gemäß Absatz 1
Nr. 4 und die Möglichkeit der Zustellung an einen Zustel-
lungsbevollmächtigten gemäß Absatz 3.

Bisher im Gesetz nicht erwähnt, aber gleichwohl anerkannt
und angewandt, ist die Form der Zustellung im Ausland un-
mittelbar durch die Post, soweit dies völkerrechtlich möglich
ist. Diese Variante ist in § 10 Abs. 1 Nr. 1 – entsprechend
§ 183 Abs. 1 Nr. 1 ZPO – aufgenommen. Sie ist zur Nach-
weissicherung auf Einschreiben mit Rückschein beschränkt.
Abweichend von der ZPO-Bestimmung ermöglichen die Re-
gelungen des Entwurfs diese Zustellung im Ausland, wenn
dies „völkerrechtlich zulässig“ ist. Diese Formulierung um-
fasst nicht nur völkerrechtliche Übereinkünfte, sondern auch
etwaiges Völkergewohnheitsrecht, ausdrückliches nichtver-
tragliches Einverständnis, aber auch Tolerierung einer ent-
sprechenden Zustellungspraxis durch den Staat, in dem zu-
gestellt werden soll.

Die Bestimmungen in Absatz 1 Nr. 2 und 3 entsprechen in-
haltlich den bisherigen Regelungen nach § 14 Abs. 1 und 2
VwZG und sind entsprechend § 183 Abs. 1 Nr. 2 und 3 ZPO
neu formuliert, in letzterem Falle auf Familienangehörige
einer Person, die zu einer Vertretung der Bundesrepublik
Deutschland gehört, wenn beide Immunität genießen, aus-
geweitet.

Die Zustellung elektronischer Dokumente gemäß Absatz 1
Nr. 4 ist an die Voraussetzungen nach § 5 Abs. 5 – also Er-
öffnung der elektronischen Kommunikation und Versehen
mit qualifizierter elektronischer Signatur – geknüpft und
zusätzlich von völkerrechtlicher Zulässigkeit abhängig ge-
macht. Zu den Voraussetzungen der völkerrechtlichen Zuläs-
sigkeit wird auf die Ausführungen zu Absatz 1 Nr. 1 Bezug
genommen. Zum Nachweis der Zustellung genügt das Emp-
fangsbekenntnis gemäß § 5 Abs. 5 Satz 3.

Eine Diskrepanz mit völkerrechtlichen Regelungen, insbe-
sondere zwei- oder mehrseitigen Übereinkünften kann nicht
entstehen: Das Erfordernis der Vereinbarkeit mit dem Völ-
kerrecht ist für Absatz 1 Nr. 1 und 4 ausdrücklich ausgespro-
chen, für die Nummern 2 und 3 ergibt es sich aus der Natur
der Sache. Insbesondere mit dem europäischen Übereinkom-
men vom 24. November 1977 über die Zustellung von Schrift-
stücken in Verwaltungssachen im Ausland (Gesetz vom
20. Juli 1981, BGBl. 1981 II S. 533) gibt es keine Reibung:
Neben dem dort gegebenen primären Übermittlungsweg

durch zentrale Behörden sieht das Übereinkommen subsidiär
grundsätzlich noch folgende Modalitäten der Zustellung vor:
Zustellung durch Konsularbeamte (Artikel 10), Zustellung
durch die Post (Artikel 11), Zustellung auf diplomatischem
und konsularischem Weg (Artikel 12 Abs. 1) und Zustellung
auf anderem Übermittlungsweg gemäß besonderer zwischen-
staatlicher Vereinbarung (Artikel 12 Abs. 2). Im Einzelnen
wird auf die Nummern 2.3, 3 und 4 der Denkschrift zum Über-
einkommen (Bundestagsdrucksache 9/68) Bezug genommen.

Nach der Neuregelung in § 9 Abs. 3 kann die Behörde im
Rahmen einer Zustellung nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 und 3 anord-
nen, dass der im Ausland befindliche Adressat einen Zustel-
lungsbevollmächtigten im Inland benennt. Kommt er dem
nicht nach, können spätere Zustellungen durch einfache Auf-
gabe des Schriftstücks zur Post erfolgen. Nach Satz 3 gilt das
Schriftstück am siebenten Tag nach Aufgabe zur Post als zu-
gestellt. Diese Frist wurde an die der gleich gelagerten Fall-
konstellation des § 15 Abs. 2 VwVfG angeglichen. Bei der
Aufgabe des Schriftstücks zur Post entsprechend Satz 2 han-
delt es sich um eine Inlandzustellung (BVerfG, NJW 1997,
1772 und BGHZ 98, 263). Diese ist somit nicht abhängig von
völkerrechtlichen Bestimmungen. Das Vorgehen nach § 9
Abs. 3 ist auf die Fälle von Absatz 1 Nr. 2 und 3 beschränkt.
Es scheidet aus, wenn bereits ein Bevollmächtigter mit Zu-
stellungsvollmacht vorhanden ist.

Der Rechtsunkundige ist dadurch geschützt, dass nach
Absatz 3 Satz 5 in der Anordnung, einen Zustellungsbevoll-
mächtigten gemäß Satz 1 zu benennen, auf die Rechtsfolgen
nach Satz 2 bis 4 hinzuweisen ist.

Zu § 10

Die öffentliche Zustellung ist neu geregelt. Ihre Vorausset-
zungen sind in Absatz 1 dahin gehend zusammengefasst,
dass sie als ultima ratio erst dann erfolgen darf, wenn der
Aufenthaltsort des Zustellungsadressaten unbekannt ist, eine
Zustellung an einen Vertreter oder Zustellungsbevollmäch-
tigten nicht möglich ist oder im Fall einer erforderlichen
Zustellung im Ausland entweder nicht möglich ist oder kei-
nen Erfolg verspricht. Die Anordnung über die öffentliche
Zustellung trifft ein zeichnungsberechtigter Bediensteter
(Absatz 1 Satz 2). Sachlich zwingende Gründe dafür, dass
derartige Anordnungen nur von hierzu ermächtigten Beam-
ten im statusrechtlichen Sinne getroffen werden können, sind
nicht (mehr) erkennbar.

Neben der Bekanntmachung einer Benachrichtigung an der
Stelle, die von der Behörde hierfür allgemein bestimmt ist
(z. B. Amtsblatt, Zeitung, Website), wird wahlweise auch die
Veröffentlichung der Bekanntmachung im Bundesanzeiger
oder im elektronischen Bundesanzeiger zugelassen.

Aus datenschutzrechtlichen Erwägungen wird festgelegt,
dass nicht mehr das gesamte zuzustellende Dokument be-
kannt zu machen ist, sondern nur eine Benachrichtigung mit
weitgehend neutralem Inhalt (Absatz 2). In der Benachrich-
tigung muss auf die öffentliche Zustellung hingewiesen wer-
den, ebenso auf die Möglichkeit eines beginnenden Fristen-
laufs mit etwaigen drohenden Rechtsverlusten; im Falle
einer Ladung muss auf diesen Umstand hingewiesen werden
(Satz 3 bis 5). Die Fiktion der Zustellung tritt zwei Wochen
nach dem Tag der Bekanntmachung der Benachrichtigung
ein (Satz 7).
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Zu Artikel 2 (Folgeänderungen anderer Gesetze)

Zu Absatz 1 (§ 175 Satz 2 des Bundesbeamtengeset-
zes)

Die Streichung erfolgt zur Kenntlichmachung einer gleiten-
den Verweisung auf das Verwaltungszustellungsgesetz.

Zu Absatz 2 (§ 41 Satz 2 des Bundesrückerstattungs-
gesetzes)

Die Streichung erfolgt zur Kenntlichmachung einer gleiten-
den Verweisung auf das Verwaltungszustellungsgesetz.

Zu Absatz 3 (§ 10 Abs. 6 Satz 2 des Asylverfahrensge-
setzes)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung
hinsichtlich der neu formulierten Bestimmungen über die
öffentliche Zustellung nach dem Verwaltungszustellungs-
gesetz.

Zu Absatz 4 (§ 85 Abs. 3 des Sozialgerichtsgesetzes)

Durch das Zustellungsreformgesetz wurden für das sozial-
gerichtliche Verfahren durch § 63 Abs. 2 SGG die Zustel-
lungsvorschriften der Zivilprozessordnung eingeführt. Für
das Widerspruchsverfahren verblieb es bei der Verweisung
auf das Verwaltungszustellungsgesetz (§ 85 Abs. 3 Satz 2).
Nach § 73 Abs. 1 Satz 1 SGG können sich die Beteiligten in
jeder Lage des Verfahrens durch prozessfähige Bevollmäch-
tigte vertreten lassen. Hinsichtlich der in § 73 Abs. 6 Satz 3
und 4 SGG zugelassenen Bevollmächtigten ist in gleicher
Weise wie bei den in § 5 Abs. 4 VwZG genannten Berufs-
gruppen die Rücksendung des Empfangsbekenntnisses zu
erwarten. Dem trägt die Regelung Rechnung. Soweit es sich
nicht um juristische Personen mit einem gesetzlichen Vertre-
ter gemäß § 6 Abs. 2 VwZG handelt, kann der Empfänger
durch die Verweisung auf § 178 Abs. 1 Nr. 2 ZPO konkreti-
siert werden. Inhaltlich entspricht die Regelung der für das
sozialgerichtliche Verfahren geltenden Regelung nach § 63
Abs. 2 Satz 2 SGG in der Fassung des ZustRG und der zu
schaffenden Regelung für das Verwaltungsverfahren nach
§ 65 Abs. 1 Satz 2 SGB X (vgl. unter Absatz 25).

Zu Absatz 5 (§ 3 Abs. 1 Satz 2 der Fünften Durchfüh-
rungsverordnung zum Bereinigungsgesetz
für deutsche Auslandsbonds)

Die Streichung erfolgt zur Kenntlichmachung einer gleiten-
den Verweisung auf das Verwaltungszustellungsgesetz.

Zu Absatz 6 (§ 3 Abs. 1 Satz 2 der Dreizehnten Durch-
führungsverordnung zum Bereinigungs-
gesetz für deutsche Auslandsbonds)

Die Streichung erfolgt zur Kenntlichmachung einer gleiten-
den Verweisung auf das Verwaltungszustellungsgesetz.

Zu Absatz 7 (§ 185 der Patentanwaltsordnung)

Die Streichung erfolgt zur Kenntlichmachung einer gleiten-
den Verweisung auf das Verwaltungszustellungsgesetz.

Zu Absatz 8 (§ 51 Abs. 1 Satz 1, § 107 Abs. 3 Nr. 2 des
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten)

Die Streichung in § 51 Abs. 1 Satz 1 OWiG hat den Hinter-
grund, dass das Verwaltungszustellungsgesetz zwischenzeit-
lich als dem Adressatenkreis der Vorschrift allgemein be-
kannt angesehen werden kann. Dem ist die Zitierweise
anzupassen. Da durch die alleinige Nennung des Zitierna-
mens bereits hinreichend klar wird, dass es sich um eine glei-
tende Verweisung handelt, kann auch auf die Gleitklausel
verzichtet werden.

In § 107 Abs. 3 Nr. 2 OWiG wird in Anlehnung an die Än-
derung von § 9 Abs. 1 Nr. 1 der Auslagentatbestand explizit
um die Zustellungen durch Einschreiben gegen Rückschein
ergänzt (zur Notwendigkeit dieses Erfordernisses zur Nach-
weissicherung vgl. die dortige Begründung). Damit wird zu-
gleich der Gleichklang zum Wortlaut des Auslagentatbestan-
des der Nummer 9002 KV GKG wieder hergestellt, wie er
vor der Änderung durch Artikel 4 Abs. 53 Nr. 2 des Gesetzes
zur Modernisierung des Kostenrechts (BGBl. I. S. 718) be-
stand; ein inhaltlicher Grund, behördliches und gerichtliches
Verfahren insoweit ungleich zu behandeln, ist nicht ersicht-
lich.

Zu Absatz 9 (§ 12 Abs. 1 Satz 3 der Wehrbeschwerde-
ordnung)

Die Verweisung auf die Wehrdisziplinarordnung stellt sicher,
dass die Zustellung im Wehrbeschwerde- und im Wehrdis-
ziplinarverfahren gleichen Regeln folgt.

Zu Absatz 10 (§ 47 des Bundesleistungsgesetzes)

Die Streichung des Ausfertigungsdatums und der Fundstelle
des Verwaltungszustellungsgesetzes erfolgt zur Kenntlich-
machung einer gleitenden Verweisung. Durch die Erweite-
rung der Verweisung auf § 5 Abs. 5 VwZG wird die dort er-
möglichte Zustellung eines elektronischen Dokuments auch
hier eröffnet. Die Ersatzzustellung (bisher § 11) ist jetzt in
§ 5 Abs. 2 VwZG in Verbindung mit den §§ 177 bis 181
ZPO geregelt.

Zu Absatz 11 (§ 30 des Schutzbereichgesetzes)

Die Streichung erfolgt zur Kenntlichmachung einer gleiten-
den Verweisung auf das Verwaltungszustellungsgesetz.

Zu Absatz 12 (§ 30 Abs. 1 Satz 2, § 31 Abs. 3 Satz 1
und § 73 des Landbeschaffungsgesetzes)

Die Streichungen erfolgen zur Kenntlichmachung einer glei-
tenden Verweisung auf das Verwaltungszustellungsgesetz.

Zu Absatz 13 (Abgabenordnung)

Zu Nummer 1 (§ 169 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 AO)

Es handelt sich um eine Folgeänderung, da nach § 10 Abs. 2
VwZG bei einer öffentlichen Zustellung nur noch eine Be-
nachrichtigung ausgehängt wird und nicht mehr das Schrift-
stück selbst. Dies entspricht im Übrigen der seit langem an-
gewendeten Praxis in den Finanzämtern.
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Zu Nummer 2 (§ 216 Abs. 2 Satz 2 AO)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. Die
Regelungen des bisherigen § 15 Abs. 3 sind im Wesentlichen
in § 10 Abs. 2 Satz 3 bis 6 VwZG enthalten.

Zu Absatz 14 (§ 332 Abs. 3 Satz 2 des Lastenaus-
gleichsgesetzes)

Die Streichung erfolgt zur Kenntlichmachung einer gleiten-
den Verweisung auf das Verwaltungszustellungsgesetz.

Zu Absatz 15 (§ 49 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über die
Abgeltung von Besatzungsschäden)

Die Streichung erfolgt zur Kenntlichmachung einer gleiten-
den Verweisung auf das Verwaltungszustellungsgesetz.

Zu Absatz 16 (§ 28 Abs. 3 des Allgemeinen Kriegsfol-
gengesetzes)

Die Streichung erfolgt zur Kenntlichmachung einer gleiten-
den Verweisung auf das Verwaltungszustellungsgesetz.

Zu Absatz 17 (§ 18 Abs. 3 des Gesetzes zur Regelung
der Verbindlichkeiten nationalsozialisti-
scher Einrichtungen und der Rechtsver-
hältnisse an deren Vermögen)

Die Streichung erfolgt zur Kenntlichmachung einer gleiten-
den Verweisung auf das Verwaltungszustellungsgesetz.

Zu Absatz 18 (Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen)

Zu Nummer 1 (§ 61 Abs. 1)
Die Gleichstellung der Unternehmen und Vereinigungen von
Unternehmen im Sinne des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen mit den in § 5 Abs. 4 VwZG genannten Be-
rufsgruppen und Institutionen erscheint sachgerecht, da hier
gleichermaßen die Rücksendung des Empfangsbekenntnis-
ses erwartet werden kann. Soweit es sich nicht um juristische
Personen mit einem gesetzlichen Vertreter gemäß § 6 Abs. 2
VwZG handelt, kann der Empfänger durch die Verweisung
auf § 178 Abs. 1 Nr. 2 ZPO konkretisiert werden. Für öffent-
liche Auftraggeber enthält § 98 GWB eine Legaldefinition,
der Rechnung zu tragen ist. Der Unternehmensbegriff ist
darüber hinaus durch die Rechtsprechung der Kartellgerichte
hinreichend bestimmt.

Zu Nummer 2 (§ 110)
Die Zustellung von Nachprüfungsanträgen durch die Verga-
bekammern unterliegt wegen der drohenden Zuschlagsertei-
lung regelmäßig einer besonderen Eilbedürftigkeit. Mit der
entsprechenden Anwendung des § 61 GWB wird sicher-
gestellt, dass die beschleunigten Zustellungsmöglichkeiten
auch für die Zustellung des Nachprüfungsantrages durch die
Vergabekammern gelten.

Zu Absatz 19 (§ 17 des Wirtschaftssicherstellungsgeset-
zes)

Die Streichung erfolgt zur Kenntlichmachung einer gleiten-
den Verweisung auf das Verwaltungszustellungsgesetz.
Durch Erweiterung der Verweisung auf § 5 Abs. 5 VwZG

wird die dort ermöglichte Zustellung eines elektronischen
Dokuments auch hier eröffnet. Die Ersatzzustellung (bisher
§ 11) ist jetzt in § 5 Abs. 2 VwZG in Verbindung mit den
§§ 177 bis 181 ZPO geregelt.

Zu Absatz 20 (§ 22 des Wassersicherstellungsgesetzes)
Die Streichung erfolgt zur Kenntlichmachung einer gleiten-
den Verweisung auf das Verwaltungszustellungsgesetz.
Durch Erweiterung der Verweisung auf § 5 Abs. 5 VwZG
wird die dort ermöglichte Zustellung eines elektronischen
Dokuments auch hier eröffnet. Die Ersatzzustellung (bisher
§ 11) ist jetzt in § 5 Abs. 2 in Verbindung mit den §§ 177 bis
181 ZPO geregelt.

Zu Absatz 21 (§ 14 des Energiesicherungsgesetzes)
Die Streichung erfolgt zur Kenntlichmachung einer gleiten-
den Verweisung auf das Verwaltungszustellungsgesetz.

Zu Absatz 22 (§ 19 des Ernährungssicherstellungsgeset-
zes)

Die Streichung erfolgt zur Kenntlichmachung einer gleiten-
den Verweisung auf das Verwaltungszustellungsgesetz.
Durch Erweiterung der Verweisung auf § 5 Abs. 5 VwZG
wird die dort ermöglichte Zustellung eines elektronischen
Dokuments auch hier eröffnet. Die Ersatzzustellung (bisher
§ 11) ist jetzt in § 5 Abs. 2 in Verbindung mit den §§ 177 bis
181 ZPO geregelt.

Zu Absatz 23 (Flurbereinigungsgesetz)

Zu Nummer 1 Buchstabe a (§ 112 Abs. 1 FlurbG)
Nach Aufhebung von Absatz 2 verbleibt nur ein Absatz, so
dass die bestehende Absatzgliederung überflüssig geworden
ist. Die Streichung erfolgt zur Kenntlichmachung einer glei-
tenden Verweisung auf das Verwaltungszustellungsgesetz.

Zu Nummer 1 Buchstabe b (§ 112 Abs. 2 FlurbG)
Die deklarierte Nichtanwendbarkeit der Verordnung über
Postzustellung in der öffentlichen Verwaltung (Postzustel-
lungsverordnung) vom 23. August 1943 ist obsolet, da auch
§ 18 VwZG mit Wirkung vom 10. Juli 1952 die Nichtan-
wendbarkeit dieser Verordnung für den Bereich der Bundes-
verwaltung aussprach.

Zu Nummer 2 Buchstabe a (§ 113 Satz 2 Nr. 1 FlurbG)
Die Möglichkeit der Niederlegung der beglaubigten Ab-
schrift bei der Polizeibehörde entfällt, da die Polizei von
solchen an sich sachfremden Aufgaben entlastet werden soll.
Entsprechend ist auch bei der Ersatzzustellung entgegen der
bisherigen Rechtslage (§ 3 Abs. 3 VwZG in Verbindung mit
§ 182 ZPO sowie § 11 Abs. 2 VwZG) nicht mehr die Nieder-
legung des Schriftstücks bei der Polizeibehörde vorgesehen
(§ 3 Satz 3 und § 5 Abs. 1 Satz 6 VwZG). Auch die ZPO
sieht eine Niederlegung des Schriftstücks bei der Polizei
nicht mehr vor (§ 181 Abs. 1 Satz 1 ZPO).

Zu Nummer 2 Buchstabe b (§ 113 Satz 2 Nr. 2 FlurbG)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. Die
Regelungen der bisherigen §§ 11 und 13 sind jetzt in § 5
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Abs. 2 Satz 1 VwZG in Verbindung mit den §§ 177 bis 181
ZPO enthalten.

Zu Absatz 24 (§ 4 des Arbeitnehmer- Entsendegesetzes)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung: Der die
Regelung des bisherigen § 11 Abs. 3 VwZG übernehmende
§ 5 Abs. 2 Satz 1 VwZG-E in Verbindung mit § 178 Abs. 1
Nr. 2 ZPO spricht nicht mehr von „Gehilfen“, sondern von
einer „dort beschäftigten Person“.

Zu Absatz 25 (§ 65 Abs. 1 des Zehnten Buches Sozial-
gesetzbuch)

Hinsichtlich der in § 73 Abs. 6 Satz 3 und 4 SGG zugelasse-
nen Bevollmächtigten ist in gleicher Weise wie von den in
§ 5 Abs. 4 VwZG genannten Berufsgruppen die Rücksen-
dung des Empfangsbekenntnisses zu erwarten. Dem trägt die
Regelung Rechnung. Soweit es sich nicht um juristische Per-
sonen mit einem gesetzlichen Vertreter gemäß § 6 Abs. 2
VwZG handelt, kann der Empfänger durch die Verweisung
auf § 178 Abs. 1 Nr. 2 ZPO konkretisiert werden. Inhaltlich
entspricht die Regelung der für das sozialgerichtliche Ver-
fahren geltenden Regelung nach § 63 Abs. 2 Satz 2 SGG in
der Fassung des Zustellungsreformgesetzes sowie den für
das Widerspruchsverfahren in § 85 Abs. 3 Satz 2 (neu) SGG
vorgesehenen Regelungen (vgl. obigen Absatz 4).

Zu Absatz 26 (§ 18 des Verkehrssicherstellungsgeset-
zes)

Die Streichung erfolgt zur Kenntlichmachung einer gleiten-
den Verweisung auf das Verwaltungszustellungsgesetz.
Durch Erweiterung der Verweisung auf § 5 Abs. 5 VwZG
wird die dort ermöglichte Zustellung eines elektronischen
Dokuments auch hier eröffnet. Die Ersatzzustellung (bisher
§ 11) ist jetzt in § 5 Abs. 2 Satz 1 VwZG in Verbindung mit
den §§ 177 bis 181 ZPO geregelt.

Zu Absatz 27 (§ 5 der Hypothekenablöseverordnung)

Der bisherige § 15 VwZG wird neu gefasst und künftig § 10.
Daher muss die Bezugnahme in § 5 Abs. 1 Satz 1 HypAblV

angepasst werden. Nach dem neuen § 10 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2
soll die Benachrichtigung über das zuzustellende Dokument
auch den Namen und die letzte bekannte Anschrift des Zu-
stellungsadressaten erkennen lassen. Die öffentliche Zustel-
lung einer Entscheidung nach § 5 Abs. 1 HypAblV soll aber
u. a. gerade dann möglich sein, wenn die Person des Begüns-
tigten unbekannt und nur unter unverhältnismäßigen
Schwierigkeiten zu ermitteln ist. Die in § 10 Abs. 2 Satz 2
Nr. 2 VwZG geforderten Daten sind mithin in diesen Fällen
nicht bekannt. In diesen Fällen sollen in der Benachrichti-
gung der Name und die letzte bekannte Anschrift des ehema-
ligen Rechtsinhabers angegeben werden. Dies regelt der
neue Halbsatz in § 5 Abs. 1 Satz 1 HypAblV.

Satz 2 der Vorschrift ist aufzuheben, weil die in Bezug ge-
nommene bisherige Regelung entfällt.

Satz 3 kann aufgehoben werden, weil sich aus § 10 Abs. 2
Satz 6 der Zeitpunkt ergibt, in dem die Entscheidung als zu-
gestellt gilt. Es erfolgt somit zugleich die Anpassung an die
neue gesetzlich geregelte Frist.

Zu Artikel 3 (Rückkehr zum einheitlichen Verord-
nungsrang)

Da durch Artikel 2 Abs. 27 eine Verordnung geändert wird,
muss sichergestellt werden, dass diese Verordnung wieder
im Verordnungswege geändert werden kann.

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)
Das Gesetz soll am ersten Tag des sechsten auf die Verkün-
dung folgenden Kalendermonats in Kraft treten, damit der
Praxis Gelegenheit bleibt, sich auf die neuen Vorschriften
einzustellen. Die Länder lehnen sich eng an das Verwal-
tungszustellungsgesetz an. Ihnen soll durch die Verschie-
bung des Zeitpunktes des Inkrafttretens des Gesetzes die
Möglichkeit gegeben werden, ihre Landesverwaltungszu-
stellungsgesetze und ihr Fachrecht, soweit erforderlich, zeit-
gleich oder wenigstens zeitnah an die bundesrechtlichen
Neuregelungen anzupassen. Gleichzeitig mit dem Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes tritt das bisherige Verwaltungszustel-
lungsgesetz außer Kraft.
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Anlage 2

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 809. Sitzung am 18. März 2005
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

1. Zu Artikel 1 (§ 2 Abs. 1 VwZG)
In Artikel 1 § 2 Abs. 1 ist das Wort „Übermittlung“
durch das Wort „Bekanntgabe“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
Mit der Novellierung des Verwaltungszustellungsrechts
wird auch die Absicht verfolgt, das Verwaltungszustel-
lungsrecht stärker als bisher an die Zustellungsvorschrif-
ten der ZPO anzugleichen. § 166 Abs. 1 ZPO definiert
die Zustellung als die Bekanntgabe eines Schriftstückes
in einer bestimmten Form. Von dieser Definition sollte
im Verwaltungszustellungsrecht nicht durch die Verwen-
dung des Begriffes „Übermittlung“ abgewichen werden.
Für die Verwendung des Begriffs „Bekanntgabe“ spricht
auch § 41 Abs. 5 VwVfG. Danach ist die Zustellung eine
besondere Form der Bekanntgabe. Das Spezialitäts-
verhältnis des VwZG zu § 41 Abs. 5 VwVfG würde klar
gekennzeichnet.
Für die Verwendung des Begriffs „Übermittlung“ im Ver-
waltungszustellungsrecht spricht dagegen nicht § 3a
VwVfG. Die Formulierung „Bekanntgabe“ ist sprachlich
genauer, da unter dem Begriff der „Übermittlung“ insbe-
sondere der Prozess des Transportes, der Beförderung
eines Dokuments gefasst werden kann, ohne dass damit
begriffsnotwendig bereits die Bekanntgabe (vgl. § 41
Abs. 5 VwVfG) einhergeht. Dies gilt insbesondere für
den Bereich der elektronischen Zustellung. E-Mails mit
anhängenden elektronischen Dokumenten erreichen erst
dann den Adressaten, wenn dieser über seinen E-Mail-
Client die Daten eines zentralen Nachrichten-Servers
(Host) abruft.

2. Zu Artikel 1 (§ 2 Abs. 2 Satz 1 VwZG)
In Artikel 1 § 2 Abs. 2 Satz 1 ist nach dem Wort „Post-
dienstleistungen“ das Wort „(Post)“ einzufügen.
B e g r ü n d u n g
Der Klammerzusatz ist erforderlich, weil im nachfolgen-
den Gesetzestext die Erbringer von Postdienstleistungen
nur als Post bezeichnet werden.

3. Zu Artikel 1 (§ 3 Abs. 2 VwZG)
Artikel 1 § 3 Abs. 2 ist wie folgt zu ändern:
a) Satz 2 ist zu streichen.
b) Satz 3 ist wie folgt zu fassen:

„Im Fall des § 181 Abs. 1 der Zivilprozessordnung
ist die Niederlegung auch bei der Behörde möglich,
die den Zustellungsauftrag erteilt hat, wenn diese Be-
hörde ihren Sitz am Ort der Zustellung oder am Ort

des Amtsgerichts hat, in dessen Bezirk der Ort der
Zustellung liegt.“

B e g r ü n d u n g
Die Regelung in § 3 Abs. 2 Satz 2 VwZG ist entbehrlich.
Sie wiederholt inhaltlich § 181 Abs. 1 Satz 2 der Zivil-
prozessordnung. Zudem stehen in Satz 2 die Wörter „am
Ort des Amtsgerichts, in dessen Bezirk der Ort der Zu-
stellung liegt,“ an der falschen Stelle; sie müssten im
Anschluss an die Wörter „Ort der Zustellung oder“ ste-
hen.
§ 3 Abs. 2 Satz 3 VwZG sollte beibehalten werden, um
auch eine Niederlegung bei der Behörde zu ermöglichen,
die den Zustellungsauftrag erteilt hat. Jedoch sollte zur
Klarstellung ausdrücklich auf § 181 Abs. 1 der Zivilpro-
zessordnung Bezug genommen werden.

4. Zu Artikel 1 (§ 5 Abs. 2 Satz 3 VwZG)
In Artikel 1 § 5 Abs. 2 Satz 3 sind die Wörter „die den
Zustellungsauftrag erteilt hat“ durch die Wörter „die die
Zustellung ausführt“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
Bei der Zustellung durch die Behörde gegen Empfangs-
bekenntnis liegt in Fällen der Ersatzzustellung durch
Niederlegung kein Zustellungsauftrag vor. Vielmehr er-
folgt die Zustellung durch die Behörde selbst. Ferner
wird durch das Wort „ausführt“ klargestellt, dass in den
Fällen, in denen die zustellende Behörde im Wege der
Amtshilfe tätig wird, bei dieser niederzulegen ist; im Üb-
rigen erfolgt die Niederlegung bei der Behörde, die die
Zustellung als eigene Aufgabe durchführt.

5. Zu Artikel 1 (§ 5 Abs. 4 Satz 2 und Absatz 5 Satz 3
VwZG)

Artikel 1 § 5 ist wie folgt zu ändern:
a) In Absatz 4 Satz 2 sind nach den Wörtern „Datum

und Unterschrift“ die Wörter „oder qualifizierter
elektronischer Signatur nach dem Signaturgesetz“
einzufügen.

b) In Absatz 5 Satz 3 sind nach den Wörtern „Datum
und Unterschrift“ die Wörter „oder qualifizierter
elektronischer Signatur nach dem Signaturgesetz“
einzufügen.

B e g r ü n d u n g
Aus der bisherigen Fassung von § 5 Abs. 4 Satz 2 und
§ 5 Abs. 5 Satz 3 VwZG wird nicht ohne weiteres deut-
lich, dass wegen des Erfordernisses einer Unterschrift
sich aus § 3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes das Er-
fordernis einer qualifizierten elektronischen Signatur für
ein als elektronisches Dokument zurückgesandtes Emp-
fangsbekenntnis ergibt. Es ist daher eine entsprechende
redaktionelle Klarstellung der beiden Bestimmungen
vorzunehmen.
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6. Zu Artikel 1 (§ 7a – neu – VwZG)
In Artikel 1 ist nach § 7 folgender § 7a einzufügen:

„§ 7a
Zustellung an mehrere Beteiligte

Betrifft ein zusammengefasster Bescheid Ehegatten
oder Ehegatten mit ihren Kindern oder Alleinstehende
mit ihren Kindern, so reicht es für die Zustellung an alle
Beteiligten aus, wenn ihnen eine Ausfertigung unter
ihrer gemeinsamen Anschrift zugestellt wird. Der Be-
scheid ist den Beteiligten einzeln zuzustellen, soweit sie
dies im Einzelfall beantragt haben. Lebenspartner nach
§ 1 des Lebenspartnerschaftsgesetzes sind Ehegatten
gleichgestellt.“
B e g r ü n d u n g
Die Vorschrift erleichtert die Zustellung zusammenge-
fasster Bescheide an Ehegatten, an Ehegatten mit ihren
Kindern oder an Alleinstehende mit ihren Kindern. Die
bisherige Mehrfachzustellung, die mit hohen Zustel-
lungskosten verbunden ist, ist in diesen Fällen entbehr-
lich. Die Zustellung einer gemeinsamen Ausfertigung
dient außerdem der Verwaltungsvereinfachung, da
Rechtsbehelfsfristen einheitlich zu laufen beginnen und
es nicht mehr darauf ankommt, wann der behördliche
Bescheid jedem der Adressaten im Einzelfall zuging. Es
bleibt nach Satz 2 jedem der Beteiligten überlassen,
einer gemeinsamen Zustellung vorher zu widersprechen.
Der Antrag auf Einzelzustellung soll nur im jeweiligen
Einzelfall und damit im jeweils konkreten Verwaltungs-
verfahren erfolgen können, womit eine Generalbeantra-
gung für alle zukünftig möglichen Fälle ausgeschlossen
ist. Solche Generalanträge würden vor allem größere Be-
hörden dazu zwingen, Dateien über die jeweiligen An-
tragsteller ständig vorzuhalten und vor jeder beabsichtig-
ten Zustellung zu überprüfen. Mit der Regelung in Satz 2
wird auch dem individuellen Datenschutz der Beteiligten
Genüge getan. Mit Satz 3 werden Lebenspartner nach
§ 1 des Lebenspartnerschaftsgesetzes Ehegatten gleich-
gestellt.

7. Zu Artikel 1 (§ 9 Abs. 3 Satz 3 VwZG)
In Artikel 1 § 9 Abs. 3 Satz 3 sind die Wörter „am sie-
benten Tag“ durch die Wörter „zwei Wochen“ zu erset-
zen.
B e g r ü n d u n g
In Satz 3 des Entwurfs ist vorgesehen, dass das Schrift-
stück am siebenten Tag nach Aufgabe zur Post als zuge-
stellt gilt. Der Begründung ist zu entnehmen, dass diese
Frist an die der vergleichbaren Fallkonstellation des § 15
Satz 2 VwVfG angeglichen wurde. Vorliegend handelt
es sich aber um förmliche Zustellungen, so dass ein hö-
heres Bedürfnis des Empfängers nach Rechtssicherheit
besteht. In § 184 Abs. 2 ZPO ist eine Frist von zwei Wo-
chen vorgesehen. Auch vorliegend ist eine Frist von
zwei Wochen angemessen.

8. Zu Artikel 1 (§ 9 Abs. 3 Satz 3 VwZG)
In § 9 Abs. 3 Satz 3 sind die Wörter „wenn nicht fest-
steht, dass“ durch die Wörter „es sei denn, dass“ zu er-
setzen.

B e g r ü n d u n g

Die Änderung dient der Klarstellung des Gewollten.
Sie entspricht zugleich der sprachlichen Systematik des
§ 4 Abs. 2 Satz 2.

9. Zu Artikel 1 (§ 10 Abs. 1 Satz 1 VwZG)

Artikel 1 § 10 Abs. 1 Satz 1 ist wie folgt zu fassen:

„(1) Die Zustellung kann durch öffentliche Bekannt-
machung erfolgen, wenn

1. der Aufenthaltsort des Empfängers unbekannt ist
und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zustel-
lungsbevollmächtigten nicht möglich ist,

2. eine Zustellung im Ausland nicht möglich ist oder
keinen Erfolg verspricht

oder

3. die Zustellung nicht erfolgen kann, weil der Ort der
Zustellung die Wohnung einer Person ist, die nach
den §§ 18 bis 20 des Gerichtsverfassungsgesetzes
der Gerichtsbarkeit nicht unterliegt.“

B e g r ü n d u n g

Abweichend vom Gesetzentwurf werden in Anglei-
chung an § 185 Nr. 1 ZPO die Nummern 1 und 2 in
Nummer 1 zusammengeführt. Die dort genannten An-
forderungen müssen nicht alternativ, sondern kumulativ
erfüllt sein.

Nummer 2 entspricht inhaltlich Nummer 3 des Gesetz-
entwurfs, ist aber redaktionell an § 185 Nr. 2 ZPO an-
geglichen worden.

Die neue Nummer 3 übernimmt im Interesse der
Rechtseinheitlichkeit die Regelung des § 185 Nr. 3
ZPO. Es handelt sich um die Zulassung der öffentlichen
Zustellung für den Fall, dass ein exterritorialer Dienst-
herr das Betreten seiner Wohnung zur Vornahme der
Zustellung an einen nicht exterritorialen ausländischen
oder deutschen Hausgenossen nicht zulässt.

10. Zu Artikel 1 (§ 10 Abs. 2 Satz 6 VwZG)

In Artikel 1 § 10 Abs. 2 Satz 6 sind die Wörter „zwei
Wochen vergangen sind“ durch die Wörter „ein Monat
vergangen ist“ zu ersetzen.

B e g r ü n d u n g

Es ist nicht ersichtlich, warum von der geltenden Zu-
stellungsfiktion für Ladungen (ein Monat) abgewichen
werden soll. Auch in § 188 ZPO ist eine Zustellungs-
fiktion bei öffentlichen Zustellungen von einem Monat
vorgesehen. Die Fiktion von einem Monat wird bei
Dokumenten, die öffentlich zugestellt und mit deren
Zustellung Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren
Ablauf Rechtsverluste drohen, als angemessen angese-
hen (siehe auch Sadler RN 19 zu § 15 VwZG).

11. Zu Artikel 2 Abs. 8 (§ 51 OWiG)

Artikel 2 Abs. 8 Nr. 1 ist wie folgt zu fassen:

,1. § 51 wird wie folgt geändert:
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a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „vom
3. Juli 1952 (BGBl. I S. 379) in der jeweils gel-
tenden Fassung“ gestrichen,

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 7“ durch die

Angabe „§ 6“ ersetzt.
bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 8“ durch die

Angabe „§ 7“ ersetzt.
cc) Satz 3 wird aufgehoben.‘

B e g r ü n d u n g
Angleichung der Paragraphenangaben in Absatz 5
Sätze 1 und 2 an die geänderte Paragraphenfolge des
VwZG.
In § 51 Abs. 5 Satz 3 reicht hingegen eine Korrektur
der Paragraphenangabe nicht aus. Vielmehr muss Satz 3
aufgehoben werden, weil sonst abweichend von § 8
VwZG (bisher § 9 VwZG) die Heilung von Zustel-
lungsmängeln ausgeschlossen wäre. Damit stünde die
Vorschrift weiterhin nicht in Einklang mit den Regelun-
gen im Zustellungsreformgesetz. Nach der Begründung
zum Zustellungsreformgesetz (Bundesratsdrucksache
492/00, S. 26) sollen Zustellungsmängel unbeachtlich
bleiben, wenn der Zustellungszweck erreicht ist. Das
soll auch dann gelten, wenn durch die Zustellung der
Lauf einer Notfrist in Gang gesetzt werden soll. Dem-
entsprechend wurde durch Artikel 2 Abs. 12 ZustRG
die zu § 51 Abs. 5 Satz 3 parallele Vorschrift des § 37
Abs. 1 StPO entsprechend geändert.
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Anlage 3

Gegenäußerung der Bundesregierung

Die Bundesregierung äußert sich zur Stellungnahme des
Bundesrates wie folgt:

Zu Nummer 1
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Nummer 2
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Nummer 3
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.
§ 3 Abs. 2 Satz 2 VwZG enthält eine eigenständige Rege-
lung der Niederlegung für das Verwaltungszustellungsrecht,
die zwar inhaltlich § 181 Abs. 1 Satz 1 und 2 ZPO ent-
spricht. Die Regelung ist aber an dieser Stelle notwendig, da
bei der Zustellung durch Behörden eine von § 181 Abs. 1
Satz 1 ZPO abweichende Situation gegeben ist. Durch den
bloßen Verweis auf § 181 Abs. 1 ZPO wäre zumindest
unklar, ob die Niederlegung nur am Ort des Amtsgerichts
erfolgen kann, in dessen Bezirk die Behörde ihren Sitz hat.
Das ist jedoch gerade nicht gewollt, weil eine für den Adres-
saten möglichst ortsnahe Zustellung durch Niederlegung ge-
währleistet sein soll. Die Regelung in § 3 Abs. 2 Satz 2
VwZG vermeidet diese Unsicherheit und bestimmt, welcher
Amtsgerichtsort geeigneter Niederlegungsort ist.
Um den Vorstellungen des Bundesrates zur Klarstellung des
Anwendungsbereichs der Niederlegung bei einer Behörde
entgegenzukommen, schlägt die Bundesregierung vor,
Satz 2 und 3 wie folgt zusammenzufassen:
„Im Fall des § 181 Abs. 1 der Zivilprozessordnung kann das
zuzustellende Dokument bei einer von der Post dafür be-
stimmten Stelle am Ort der Zustellung oder am Ort des
Amtsgerichts, in dessen Bezirk der Ort der Zustellung liegt,
niedergelegt werden oder bei der Behörde, die den Zustel-
lungsauftrag erteilt hat, wenn sie ihren Sitz an einem der
vorbezeichneten Orte hat.“

Zu Nummer 4
Die Bundesregierung wird das in der Prüfbitte zum Aus-
druck gebrachte Anliegen des Bundesrates im weiteren Ge-
setzgebungsverfahren prüfen.

Zu Nummer 5
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.
Ob ein zu übermittelndes Dokument mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur versehen sein muss, bestimmt sich
nach allgemeinen Grundsätzen des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes. Dabei kommt es darauf an, ob für das Dokument
durch Rechtsvorschrift Schriftform angeordnet ist. Ist dies
der Fall, so ist entsprechend § 3a VwVfG, § 36a SGB I,
§ 87a AO eine qualifizierte elektronische Signatur zu ver-
wenden. Da der Entwurf in § 5 Abs. 3 und 4 für das Emp-

fangsbekenntnis ausdrücklich Schriftform anordnet, ist be-
reits durch § 3a VwVfG geregelt, dass Empfangsbekennt-
nisse, die als elektronisches Dokument übermittelt werden,
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem
Signaturgesetz zu versehen sind. Nach Auffassung der Bun-
desregierung sollten allgemeine Regelungen des Verwal-
tungsverfahrensrechts im Interesse der Deregulierung nicht
in anderen Gesetzen wiederholt werden. Dies gilt in beson-
derem Maße für das Verwaltungszustellungsgesetz als be-
sonderes allgemeines Verwaltungsverfahrensrecht im Ver-
hältnis zum Verwaltungsverfahrensgesetz.

Zu Nummer 6

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

Die Zustellung zusammengefasster Bescheide an mehrere
Beteiligte dürfte zwar zu einer geringfügigen Verfahrens-
vereinfachung und Kosteneinsparung für die Verwaltung
führen. Sie begegnet jedoch aus rechtssystematischen und
verfassungsrechtlichen Erwägungen erheblichen Bedenken.

Durch eine derartige gesetzliche Regelung würden die Be-
kanntgabe nach § 41 VwVfG und die Zustellung in be-
stimmten Fallkonstellationen auseinander fallen. So wäre es
denkbar, dass nur ein Ehegatte Kenntnis von einem Doku-
ment erhält. Eine wirksame Bekanntgabe wäre – ohne Be-
rücksichtigung des § 41 Abs. 5 VwVfG – nur ihm gegen-
über erfolgt, während sich beide Ehegatten die Zustellung
zurechnen lassen müssten. Aus diesem Grund sieht schon
das noch geltende Verwaltungszustellungsgesetz die ge-
meinsame Zustellung an Eheleute nicht vor.

Die vorgeschlagene Zustellungsregelung begegnet verfas-
sungsrechtlich relevanten Bedenken, da Eheleute gegenüber
nichtehelichen Lebensgemeinschaften durch diese Verwal-
tungsvereinfachung benachteiligt würden. Wenn eine Zu-
stellung an einen der Ehegatten auch Rechtswirkungen für
den anderen auslöst, ohne dass dieser tatsächlich Kenntnis
von dem Dokument oder dessen Zustellung erhalten hat,
werden dessen Rechtsschutzmöglichkeiten deutlich einge-
schränkt. Dagegen ist in einer nichtehelichen Lebensge-
meinschaft auch nach der vorgeschlagenen Neuregelung für
die Wirksamkeit des Verwaltungsaktes eine Bekanntgabe
und Zustellung an beide Personen erforderlich, was gegen-
über Ehegatten zu einer Besserstellung in ihren individuel-
len Rechtsschutzmöglichkeiten führt.

Diesen Bedenken kann auch nicht entgegengehalten wer-
den, dass in anderen Rechtsgebieten, so z. B. im Steuer-
recht, die Bekanntgabe an einen Ehegatten ausreicht, um
Rechtswirkungen gegenüber beiden Eheleuten zu entfalten.
Die Situation ist nicht vergleichbar, weil Steuerbescheide in
den meisten Fällen aufgrund einer vorherigen Erklärung
beider Ehegatten erlassen werden, so dass jeder Ehegatte
mit einer Bekanntgabe rechnen muss. Dies ist in anderen
Verwaltungsverfahren, insbesondere im Ordnungsrecht, je-
doch nicht der Fall.
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Die vorgeschlagene Neuregelung stellt auch im Verhältnis
zu den Zustellungsvorschriften der Zivilprozessordnung
einen systematischen Bruch dar, weil dort eine vergleich-
bare Bestimmung nicht getroffen wurde. Hierdurch kommt
es zu dem Bürger nur schwer verständlichen Abweichungen
der Zustellungsmöglichkeiten an mehrere Beteiligte im Ver-
waltungsverfahren und in einem sich möglicherweise an-
schließenden verwaltungsgerichtlichen Verfahren.

Zu Nummer 7
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.
Die Sieben-Tage-Frist in § 9 Abs. 3 Satz 3 des Entwurfes
wurde an die Regelung des § 15 Abs. 2 VwVfG angegli-
chen. In beiden Fällen handelt es sich um Fristen für wider-
legliche Zugangsvermutungen. Die Bundesregierung hält
bei den vergleichbaren Fallkonstellationen eine überein-
stimmende Frist von sieben Tagen für ausreichend.

Zu Nummer 8
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.
Die Formulierung entspricht den parallelen Regelungen des
§ 15 VwVfG und § 14 SGB X.

Zu Nummer 9
Die Bundesregierung wird das in der Prüfbitte zum Aus-
druck gebrachte Anliegen des Bundesrates im weiteren Ge-
setzgebungsverfahren prüfen. Sie weist aber bereits jetzt
darauf hin, dass der vorgeschlagenen Ergänzung des § 10
Abs. 1 um eine Nummer 3 nicht zugestimmt werden kann.
Die Zulassung der öffentlichen Zustellung für den Fall, dass
ein exterritorialer Dienstherr das Betreten seiner Wohnung

zur Vornahme der Zustellung an einen nicht exterritorialen
ausländischen oder deutschen Hausgenossen nicht zulässt,
hat keine praktische Bedeutung und ist aus Gründen der
Verschlankung des Gesetzes bewusst weggelassen worden.

Zu Nummer 10

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

Die Zwei-Wochen-Frist in § 10 Abs. 2 Satz 6 des Entwurfes
wurde an die Regelungen des § 41 Abs. 4 Satz 3 VwVfG
und des § 37 Abs. 4 Satz 3 SGB X angeglichen. Die Bun-
desregierung hält diese Frist für ausreichend.

Zu Nummer 11

Die Bundesregierung stimmt dem Anliegen des Bundesra-
tes grundsätzlich zu. Allerdings wird dem Änderungsvor-
schlag zu § 51 Abs. 5 Satz 3 OWiG inhaltlich bereits durch
Artikel 7 Nr. 4 des vom Deutschen Bundestag beschlosse-
nen Justizkommunikationsgesetzes (Bundesratsdrucksache
122/05), das den Bundesrat am 18. März 2005 passiert hat,
Rechnung getragen. Die Bundesregierung wird daher im
weiteren Gesetzgebungsverfahren prüfen, ob es der dort
vorgesehenen Sonderregelung bei Inkrafttreten des Geset-
zes zur Novellierung des Verwaltungszustellungsrechts
noch bedarf oder – wie vom Bundesrat vorgeschlagen –
§ 51 Abs. 5 Satz 3 OWiG gestrichen werden kann. Entspre-
chendes gilt im Übrigen für den durch Artikel 7 Nr. 5 des
Justizkommunikationsgesetzes eingeführten § 110c Abs. 2
Satz 1 OWiG, bei dem ebenfalls zu klären ist, ob er nach
Inkrafttreten insbesondere von § 5 Abs. 4 und 5 des neuen
Verwaltungszustellungsgesetzes noch benötigt wird (vgl.
bereits Bundestagsdrucksache 15/4067, S. 51).
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